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1 Veröffentlichte Urteile (Langfassung)

In dieser Dokumentation sind einige einschlägige, zumeist über Internet zugängliche Referenz-Urteile zusammengestellt. Aus den Entscheidungsgründen werden jeweils Orientierungssätze herausgegriffen, interpretiert und zusammenfassend wiedergegeben , um einen Überblick über die Rechtsprechung zu bieten. Teilweise wird wörtlich zitiert, teilweise werden jedoch eigene verkürzende Formulierungen gewählt. Somit sind Fehlinterpretationen grundsätzlich nicht ausgeschlossen. Daher wird ausdrücklich immer auch auf die Originalfassung verwiesen, zu denen Referenzhinweise angegeben werden.

Nachfolgend werden zunächst Entscheidungen wiedergegeben, deren Langfassung gefunden wurde.

Die Tabellengliederung ist wie folgt(die lfd. Nr. ist nur bei den ersten 10 Einträgen aus historischen Gründen mit aufgeführt):

	lfd Nr.
	Seite (p)
	Kernsätze und Interpretation 


1.1 Leitsätze zu 'Mobbing'
Thüringer LAG
5 Sa 403 / 00

	/01/
	Beruf. Urteil
	Thüringer LAG
	10.04.01
	5 Sa 403 / 00

	/01/
	
	Ref.: http://www.felser.de/ __st_02.10.06_

	/01/
	p01 Pkt 2, 
p31 unten,
p39, Mitte, unten
	Der Kläger sollte zermürbt und zur Aufgabe seines Arbeitsplatzes bewegt werden.
Der Kläger hat Anspruch auf Unterlassung jeglicher Maßnahmen, die auf Beschäftigung unter Qualifikation gerichtet sind

	/01/
	p04, unten
	Beschwerden dürfen nicht nur pauschal sein

	/01/
	p10, unten
	Degradierung, Arbeitszuweisung war nicht durch Direkt.recht gedeckt

	/01/
	p12, 2. Abs.
	Abweisung des Klagepunkts: Versetzung (stattdessen nur qualif.widrige Tätigkeit justitiabel? vgl. p22, oben)

	/01/
	p22, ob , Mitte, unten

sowie: p26 Mitte
	Entzug der Arbeit: Persönlichkeitsverletzung u. Herabwürdigung vor Belegschaft.
Direktionsrecht muss sich bei Arbeitszuweisung nach Vergütungsgruppe und nach billigem Ermessen richten

	/01/
	p25, Mitte
	Arbeit dient auch der Persönlichkeitsentfaltung

	/01/
	p26 unten / 27 ob
	Vorgehen des AG (Niedrigerbeschäftigung des Klägers) war nicht schutzwürdig, da nicht unbedingt notwendig

	/01/
	p33, Mitte
	Der Kläger hat zu Recht die qualifikat.widrige Arbeit abgelehnt
Der Vorstand zeigt seine Inkompetenz, indem er auf Hinterfragen der zugetragenen   pauschalen Beschwerden verzichtet

	/01/
	p34, unten
	Degradierung für alle erkennbar

	/01/
	p35, Mitte
	Dem Vorstand ist Organisationsmangel sowie Nichtreagieren auf Überlasthinweise anzulasten. 
Angebliche Fehlleistungen des Klägers wurden durch den Beklagten erst thematisiert als es opportun erschien

	/01/
	p40, 2. u.3.Abs
	Persönlichkeitsrecht hat im Arbeitsrecht einen hohen Stellenwert.
Es kommt nicht auf die Weiterzahlung der Vergütung, sondern auf die vertragsgemäße Beschäftigung an

	
	
	


1.2 Leitsätze zu 'Mobbing'
Thüringer LAG
5 Sa 102/00

	/02/
	Beruf. Urteil
	Thüringer LAG
	15.02.01
	5 Sa 102/00

	/02/
	
	Ref.:  http://www.landesarbeitsgericht.thueringen.de  st_02.10.06-

	/02/
	p02, Pkt04
p02, Pkt05, p15 P3
p02, Pkt09
p10, Pkt d
	Schadensersatz wg. Verletzung von Organ.- u. Schutzpflichten durch AG.
Fortsetzung des Mobbings nach Erkrankung verlangt Entlassung des Mobbers!!
Medizin. Befund hat erhebliche Auswirkung auf Beweislage, Beweislast für Nicht-Konnexität hat u.U. der Mobber

	/02/
	p10, Pkt c
	Die bei Mobbing gegebene kumulative Traumatisierung greift intensiv krankmachend in die Psyche ein (Referenz: medizin./ psycholog. Studien)

	/02/
	p11, Pkt e
	Die Achtung des Persönlichkeitsrechts gehört zu Nebenpflichten des AG

	/02/
	p12, Pkt e

p10, Pkt e unten
	Der AN hat Anspruch auf Beseitigung fortwirkender Eingriffe in seine Persönlichkeitsrechte.
u.U. hat der Betroffene einen Schmerzensgeldanspruch 

	/02/
	p13, Pkt f
	Mobbing kann krankhafte Persönlichkeitsveränderungen zur Folge haben

	/02/
	//41//==>
p14, Pkt f
	Mobbing ist für hohen Anteil an drop-outs u. Suizid-Opfern verantwortlich.
Die Gesellschaft  und die Rechtsprechung dürfen Mobbing nicht dulden. Andernfalls wird das humanitäre Wertesystem und die Wirtschaftskraft beschädigt


1.3 Schmerzensgeld
Rheinl-Pfälzer LAG
6 Sa 415 / 01

	/03/
	Beruf. Urteil
	Rheinl-Pfälzer LAG
	16.08.01
	6 Sa 415 / 01

	/03/
	
	Ref.: __st_02.10.06_
http://www.fachanwalt-arbeitsrecht.de/ texte/download/mobbing-urteil-3.pdf

	/03/
	p22, oben
p26, Mitte, p27 ob
	Schmerzensgeld: wenn keine andere Art des Ausgleichs möglich.
Schmerzensgeld: Begründung und Abänderung der Höhe

	/03/
	p23, Mitte
p24, unten
	Dienstvorgesetzter hätte das Gespräch suchen müssen anstatt einseitige Anweisungen zu erteilen

	/03/
	p24, oben

p24, Mitte
	Man wollte den Kläger aus seinem Arbeitsbereich herausdrängen.
Verweis auf innerbetriebl, Bewerb,verfahren bei älterem AN unzulässig.
Anordnung von Tätigkeitsnachweisen im 0,5 Std Takt war Schikane

	/03/
	p25, oben

	Öffentl. demonstrierte Herabstufung war eine unzulässige Demütigung.



1.4 APR-Verletzung
Berliner ArbG
40 Ca 5746 / 01

	/04/
	Urteil
	Berliner ArbG
	08.03.02
	40 Ca 5746 / 01

	/04/
	p02, Pkt X
	Feststellung über weiteren Schaden

	/04/
	p09
	Schmerzensgeld n. Ermessen d. Gerichts, Feststellung bzgl. Schadensersatz von weiterem Schaden

	/04/
	p15, Mitte
	Persönlichkeitsrechtsverletzung, Arbeitsfehler unerheblich

	/04/
	p19, bb) unten
	Persönl.rechtsverletzung

	/04/
	p22, Pkt..
	Feststellung bzgl. künftiger Schäden zulässig

	
	
	


1.5 Schmerzensgeld-Faktoren
Dresdner ArbG
5 Ca 5954 / 02

	/05/
	Urteil
	Dresdner ArbG
	07.07.03
	5 Ca 5954 / 02

	/05/
	
	Ref.:www.anderfuhr-buschmann.de__st_02.10.06_

	/05/
	
	Def. Mobbing: 20x Aktionen, 15 T€ Gesundh., 25 T€ Persönl.verletz., Faktoren für Bemessung von Schmerzensgeld

Nachtrag: Das Urteil Dresden: 5 Ca 5954/02 wurde am 17.02.2005 durch das LAG Sachsen: 2 Sa 751/03 aufgehoben, jedoch nur vorläufig wegen einer Tatbestandsberichtigung
(AZ  8 AZN 508/05 beim BAG?), vgl. http://www.justiz.sachsen.de/lag/.

Gründe waren u.a.: fehlende Substantiierung, Verfristung gemäß § 70 BAT-O


1.6 Pflicht des AG: Arbeitplatz
anonymisiert: ohne Angaben


	/06/
	Urteil
	anonymisiert: ohne Angaben
	
	

	/06/
	p07  b aa)
	Der AN muss keinen freien Arbeitsplatz benennen.

Der AG muss Arbeitsplatz schaffen oder sagen, warum nicht möglich

	
	
	


1.7 Rücknahme ehrkränk. Äußerungen
Hammer LAG
18 Sa 1295 / 01

	/07/
	Beruf. Urteil
	LAG Hamm
	25.06.02
	18 Sa 1295 / 01

	/07/
	
	Ref.: http://www.hensche.de/__st_02.10.06_

	/07/
	p08, III 1
	Der AN kann die Rücknahme ehrkränkender Äußerungen verlangen

	
	
	


1.8 Entfernung v. Abmahnung
Kieler ArbG
5d Ca 2306 / 96

	/08/
	Urteil
	Kieler ArbG
	16.01.97
	5d Ca 2306 / 96

	/08/
	
	Ref.: http://www.felser.de/__st_02.10.06_

	/08/
	p10, Mitte
	Wg. §1004 (quasi negator. Anspruch) kann die Entfernung (Widerruf u. Beseitigung) unzutreffender oder abwertender Äußerungen aus der Personalakte verlangt werden

	/08/
	p11, oben
	Die Berechtigung einer Abmahnung kann der AN gerichtlich prüfen lassen, wenn sie nach Inhalt oder Form seine Rechtsstellung beeinträchtigt, was u.a. zutrifft, wenn sie das Persönlichkeitsrecht des AN verletzt

	/08/
	p12, oben, p12 unten, p13 ob
	Es sollte keine erhebliche Zeitspanne liegen zwischen Vorfall u. Abmahnung, andernfalls Verletzung der Fürsorgepflicht
§618: unzulässig: Anordnungen mit gesundheitl. Überanstrengung oder erheblichem psycholog. Druck

	/08/
	p13, Mitte
p13, unten
	Rundumschlag kritikwürdig
Eindruck: Mobbing, der AN soll zur Aufgabe seiner Tätigkeit gedrängt werden


1.9 Annexaufgaben
Berliner ArbG
16 Ca 24656 / 97

	/09/
	Urteil
	Berliner ArbG
	03.12.97
	16 Ca 24656 / 97

	/09/
	
	Ref.: http://www.felser.de/__st_02.10.06_

	/09/
	p01, Mitte, p05, Mi
	Feststellungsklagen (!) u. Urteile über konkreten Inhalt zulässig

	/09/
	p07, III 1.

p07 IV
	Annexaufgaben sind hinzunehmen, dürfen aber nicht bestimmend sein
wie in III, auch WEB / HTML – Aufgaben sind Annexaufgaben

	
	
	


1.10 Schmerzensgeld-Kriterien
Bremer LAG
3 Sa 284 / 99

	/10/
	Beruf. Urteil
	Bremer LAG
	28.04.00
	3 Sa 284 / 99

	/10/
	
	Ref.: http://www.felser.de/__st_02.10.06_

	/10/
	p06 II 1.
	Kriterien für Schmerzensgeld

	/10/
	p07 II 2
	Mitverschulden mindert Schmerzensgeldanspruch


1.11 Leitsätze und Prüfung zu Mobbing
LAG Thüringen
5 Sa 63 / 04
	Berufg. 
	LAG Thüringen
Leitsätze und Prüfungsraster zu Mobbing
	28. 06. 2005 
	5 Sa 63 / 04

	
	Ref.: http://www.landesarbeitsgericht.thueringen.de/__st_02.10.06_

	Leit
sätze

II 3.c)
	5. Die isolierte Rechtsprüfung einer zum Anlass einer Klage gewordenen Maßnahme wird der Tragweite des Falles nicht gerecht, wenn ein Mobbingzusammenhang geltend gemacht wurde und Anhaltspunkte bestehen, die befürchten lassen, dass die Mobbingangriffe auch bei gerichtlicher Kassation dieser Maßnahme fortgesetzt werden und durch Einbeziehung einer Mobbingprüfung in die Entscheidungsfindung der Fortsetzung des Mobbings und der damit anzunehmenden Entstehung weiterer Rechtsstreite vorgebeugt werden kann.

10. Bei der Bewertung des zeitlichen Zusammenhangs mit anderen Mobbinghandlungen kommen Mobbingelementen mit dauerverletzender Gestaltungswirkung eine besondere Rolle zu. Dabei handelt es sich insbesondere um Rechtsmaßnahmen, die ihren Adressaten über ihre bloße Kundgabe hinaus für den Zeitraum ihrer Wirkung mit einer andauernde Drucksituation auf die psychische Stabilität und die soziale Geltung belasten. 

c) Eine vorübergehende Suspendierung oder ein dauerhafter Entzug der Beschäftigung sind, ohne dass dafür tragfähige Gründe vorliegen, auch dann, wenn das Entgelt weiter gezahlt wird, ein rechtswidriger und sich für den betreffenden Zeitraum täglich aktualisierender Eingriff in das allgemeine Persönlichkeitsrecht, weil der Betroffene einen mit jedem auf die Umsetzung einer solchen Massnahme folgenden Tag neu zu erfüllenden Beschäftigungsanspruch hat, dessen Verweigerung ihn jeden Tag erneut in seinem Recht verletzt, seine Persönlichkeit durch Arbeitsleistung zu entfalten und ihn täglich in seiner Würde als Mensch beeinträchtigt. Dies ist erst recht der Fall, wenn der Totalentzug oder die Zuweisung einer bestimmten Beschäftigung zielgerichtet als Mittel der Zermürbung eingesetzt wird, um einen Beschäftigten selbst zur Aufgabe des Arbeitsplatzes zu bringen (zur Herleitung der Persönlichkeitsrechtsverletzung durch Nichtbeschäftigung: BAG Großer Senat, Urteil vom 27.2.1985, NZA 1985 S. 702).




1.12 Werturteil vs. Meinungsfreiheit 
BAG
8 AZR 735/ 97
	BAG
Rev. 
	Werturteil vs. Meinungsfreiheit
	18. 2. 1999 
	8 AZR 735/ 97

	
	Ref.: www.lexetius.com__st_02.10.06_: Schmerzensgeld u. Unterlassungsanspruch wegen ehrenrühriger Behauptungen durch Geschäftsführer

	Ziff 17
	Bei Werturteilen muss Meinungs- (od. Pressefreiheit) gegen Persönlichkeitsrecht abgewogen werden


1.13 Geldentschädig. f. öffentl. Diffam.
BGH
VI ZR 35/87
	BGH
 Urteil
	Geldentschädig. f. öffentl. Diffamierung
	15. 12. 1987
	VI ZR 35/87

	
	Ref.: http://www.buskeismus.de/blog.php?sent=2&ID=107&gruppe_id=9 __st_02.10.06_

	
	Geldentschädigung wird gewährt für Persönlichkeitsrechtsverletzung in Form von falschen Behauptungen, die Ansehen u. die Berufsehre (eines Priesters) nachhaltig beschädigen. Die Zeitung hat ihre Pflicht zur sorgfältigen Recherche missachtet


1.14 verdeckte Tats.Beh., Werturteil
BGH
VI ZR 274/93

	BGH 
Urteil
	Tatsachenbehauptung
vs. verdeckte Behauptung vs. Werturteil 
	28.06.1994 
	VI ZR 274/93

	
	Tatsachenbehauptung bedeutet, dass beim unbefangenen Durchschnittsleser die Vorstellung von konkreten Ereignissen hervorgerufen wird, die einem Beweis zugänglich sind.

Werturteile sind nicht mehr vom Recht auf freie Meinungsäußerung gedeckt, wenn mit ihnen der Zweck verfolgt wird, andere Personen in der interessierten Öffentlichkeit zu diffamieren, wenn es also nicht in erster Linie um ein sachliches Anliegen als vielmehr um die vorsätzliche Kränkung Andersdenkender geht. 

Eine verdeckte Behauptung liegt vor, wenn beim Leser eine bestimmte Schlussfolgerung unabweislich nahegelegt wird. Bei der Beurteilung, ob dies der Fall ist, ist ein strenger Maßstab anzulegen. 


1.15 Werturteile, Tatsachenbehauptungen
OLG Köln
15 U 125/04

	OLG 
Urteil
	Werturteile, Tatsachenbehauptungen
	28.06.1994 
	15 U 125/04

	
	Ref.: www.ra-doerre.de/urteile/2004/20041028_olg_k_gen-milch.pdf__st_02.10.06_

	
	Aktion gegen Gen-Futter für Milchkühe: 
Plakative Äußerungen sind per se als Meinungsäußerung einzustufen

Äußerungen müssen im Kontext bewertet werden, wozu auch das Anliegen des Äußernden gehört. 

Werturteile dürfen nicht diffamierend oder wirtschaftlich beeinträchtigend sein


1.16 Unterlassung von Meinungsäußerung 
BVerfG
1 BvR 417/98

	Verf. 
Besch.
	BVerfG
Unterlassung von Meinungsäußerungen
	1 BvR 417/98
	19.2.2004

	
	Ref.: __st_02.10.06_

	
	Meinungsäußerungen müssen beschränkt werden, wenn sie Rechtsgüter anderer übermäßig verletzen. Der Inhalt muss geklärt werden. Vor allem muss bei einer Verurteilung zur Unterlassung verdeckter Aussagen Zurückhaltung geübt werden. es muss geprüft werden, ob nicht eine teilweise Unterlassung genügt.


1.17 Auswertung versteckter Aussagen 
BGH
ZR 159/78
	BGHZ
78, 9
	Auswertung versteckter Aussagen
	ZR 159/78
	08.07.1980

	
	Ref.: __st_02.10.06_

	p.6

p.8


p.13
	Zur Gewährleistung des Ehrenschutzes ist auch das, was zwischen den Zeilen versteckt steht, auszuwerten. Solche versteckten Aussagen können wegen der Mehrdeutigkeit besonders belastend wirken. Eine Unterlassung ehrverletzender Äußerungen ist vor allem bei Wiederholungsgefahr angezeigt. Um künftig eine verzerrte Darstellung zu unterbinden, wird eine vollständigere Sachaussage vorgeschrieben. Jedoch darf andererseits die Kritik nicht über Gebühr begrenzt werden, d ebenfalls schutzwürdig.


1.18 Werturteil vs. Persönl.keitsrecht
LG Hamburg
324 O 225/04

	LG 
Urteil
	LG Hamburg
Werturteil vs. Persönl.keitsrecht, 
Angriff im Gerichtsvortrag vs. in der Öffentl.kt
	324 O 225/04
	27.08.2004

	
	Ref.: http://www.buskeismus.de/urteile/324O22504_schaelike_hv.htm__st_02.10.06_

	Ziff. 2.)
	Äußerungen mit erheblichen Wertungsanteile sind daher im Schwerpunkt als Meinungsäußerungen anzu​sehen. Meinungsäußerungen genießen zwar grundsätzlich den Schutz der Meinungs​äußerungsfreiheit aus Art. 5 Abs. 1 S. 1 GG. Dieser Schutz tritt jedoch hinter dem Interesse am Schutz des allgemeinen Persönlichkeitsrechts aus Art. 1 Abs. 1, 2 Abs. 1 GG  zurück, wenn die streitgegenständlichen Äußerungen Schmähungen des Klägers enthalten. Eine Schmähkritik liegt vor, wenn in einer herabsetzenden Äußerung nicht die Auseinandersetzung in der Sache, sondern die Diffamierung der Person im Vordergrund steht, wenn also die Kritik auch aus Sicht des Kritikers keine vertretbare Grundlage mehr haben kann, sondern auf eine vorsätzliche Ehrkränkung abzielt (Wenzel, Das Recht der Wort- und Bildberichterstattung, 4. Aufl., Rz. 583 ff.; Soehring, Presserecht, 3. Aufl., Rz. 20.9; Prinz/Peters, Medienrecht, Rz. 91; BGH, NJW 1987, 1398). Ausschlaggebend ist insofern insbesondere, ob es für die jeweili​ge Meinungsäußerung hinreichende tatsächliche Anknüpfungspunkte gibt, auf die sie sich stützen lässt. 

Nach dem Gedanken der Waffengleichheit besteht ein Recht zum „Gegenschlag" grundsätzlich nur vor dem Forum, vor dem auch der Angriff geführt wurde, es sei denn, die Anknüpfungstatsachen sind von solcher Art und solchem Gewicht, dass ein schützenswertes Interesse erkennbar würde, die Auseinandersetzung mit dem Kläger aus den gerichtlichen Verfahren heraus in die Öffentlichkeit zu tragen. Zum anderen kann sich durch den Kontextwechsel der Verbreitung auch der Aussagegehalt einer Äußerung verändern (so auch - im Hinblick auf die Verbreitung von Bildnissen im Fernsehen - BVerfG, 1 BvR 653/96 vom 15.12.1999, Absatz-Nr. 73, http://www.bverfg.de/). Hinzu kommt, dass im Vergleich mit einer gerichtlichen Verhandlung der Kreis der potenziellen Rezipienten im Falle einer massenmedialen Verbreitung schon im Hinblick auf die begrenzten Saalkapazitäten eines Gerichts erheblich vergrößert wird.



1.19 Werturteil vs. Persönl.keitsrecht
LG Hamburg
7 U 85/04

	LG Berufg
	LG Hamburg
Werturteil vs. Persönl.keitsrecht
	7 U 85/04
	04.01.2005

	
	Ref.:_st_02.10.06_
http://www.eurodiva.de/deutschland_heute/rechtssystem/urteile/324O67803_schaelike_vergleich_ev.htm

	Ziff. 2
	Meinungsäußerungen sind nicht vom Grundrecht der Meinungsfreiheit gedeckt, sondern als unzulässige Schmähkritik hinter dem Schutze der Persönlichkeit des Betroffenen zurücktreten, wenn sich eine Aussage als substanzlose Schmähung erweist oder - weil jeder tatsächlichen Grundlage entbehrend - nur der Kränkung und Demütigung des Betroffenen zu dienen bestimmt ist (vgl. BVerfG, NJW 1991, 1475; 1477). Es muss zumindest ein entsprechender Sachverhalt vorgetragen werden, der eine solche Äußerung rechtfertigen würde. 




1.20 Meinungsfreiheit im Kontext
BVerfG
1 BvR 590/96

	BVerfG Beschl
	Meinungsfreiheit im Kontext
	1 BvR 590/96
	16.10.1998

	
	Ref http://lexetius.com/1998,565__st_02.10.06_

	Abs.18

Abs. 19
	bb) Art. 5 Abs. 1 Satz 1 GG verlangt eine Gewichtung der Beeinträchtigung, die der persönlichen Ehre auf der einen und der Meinungsfreiheit auf der anderen Seite droht, bei der alle wesentlichen Umstände des Falles zu berücksichtigen sind.

cc) Voraussetzung jeder Abwägung ist, daß der Sinn einer Äußerung zutreffend erfaßt wird. Die Auslegung hat vom Wortlaut der Äußerung auszugehen, darf aber auch den sprachlichen Kontext, in dem sie steht, sowie die für den Rezipienten erkennbaren Begleitumstände, unter denen sie gefallen ist, nicht unberücksichtigt lassen. Die isolierte Betrachtung eines bestimmten Äußerungsteils oder Satzes wird den Anforderungen einer zuverlässigen Sinnermittlung regelmäßig nicht gerecht (vgl. BVerfGE 93, 266 [295]).




1.21 Beleidigung wg Amtsführung
BVerG
1 BvR 734/ 98

	BverG Beschl
	Beleidigung eines Staatsanwalts wegen seiner Amtsführung
	1 BvR 734/ 98
	16.03.1999

	
	Ref.: http://lexetius.com/2002/4/1727__st_02.10.06_

	Abs.29

Abs.32
	Die Ausstrahlungswirkung des Grundrechts verlangt bei der Anwendung der strafrechtlichen Norm regelmäßig eine Gewichtung der Beeinträchtigung, die der persönlichen Ehre von der umstrittenen Äußerung auf der einen und der Meinungsfreiheit von einer Verurteilung auf der anderen Seite droht. Dabei sind alle wesentlichen Umstände zu berücksichtigen (vgl. BVerfGE 97, 391 [401]). 

Der Schutz von Tatsachenbehauptungen endet erst dort, wo eine bewußt oder erwiesen unwahre Tatsachenbehauptung in Frage steht (vgl. BVerfGE 90, 241 [247]).


Mobbing-Vorwürfe unsubstantiiert
LAG Ba.-Wü.
18 Sa 46/00

	Berufg
	Mobbing-Vorwürfe zu unbestimmt und nicht verwertbar, systematische APR-Verletzungen nicht nachgewiesen
	18 Sa 46/00
	29.09.2000

	
	Ref.: http://www.arbeitsgerichte.landbw.de__st_02.10.06_

	p.2 ,1.

2. a) aa)

p.4, dd)


	1. Gemäß § 823 Abs. 1 BGB ist derjenige, der vorsätzlich oder fahrlässig u.a. die Gesundheit oder ein sonstiges Recht eines anderen widerrechtlich verletzt, dem anderen zum Ersatz des daraus entstehenden Schadens verpflichtet. Zu den sonstigen von § 823 Abs. 1 BGB geschützten Rechten gehört das allgemeine Persönlichkeitsrecht, das die Individual-, die Privat- und die Intimsphäre des Menschen und damit auch sein Recht auf sexuelle Selbstbestimmung erfasst (vgl. statt vieler BGH Urteil vom 24.11.1987 - VI ZR 42/87 = NJW 1988, 1984; Urteil vom 29.06.1999 - VI ZR 264/98 = NJW 1999, 2893; Palandt-Thomas, Bürgerliches Gesetzbuch, 59 Aufl. 2000, § 823 Rz. 178 m.w.N.). Die schuldhafte und widerrechtliche Verletzung der Gesundheit und des allgemeinen Persönlichkeitsrechts führt zu einem Anspruch des Verletzten auf Ersatz des materiellen Schadens und unter den Voraussetzungen des § 847 BGB (bzw. nach 8.2002: § 253 Abs 2) zu einem Anspruch auf Erstattung des immateriellen Schadens in Form eines Schmerzensgeldes. 
aa)Unter Tatsachen sind konkrete, nach Zeit und Raum bestimmte, der Vergangenheit oder der Gegenwart angehörige Geschehnisse oder Zustände der Außenwelt und des menschlichen Seelenlebens zu verstehen (vgl. etwa Baumbach/Lauterbach/Albers/Hartmann, Zivilprozessordnung, Einführung vor § 284 Rz. 18 m.w.N.; Stein/Jonas/Leipold, ZPO, 21. Aufl. 1997, § 284 Rz. 9). Die Klägerin hat kein konkretes Datum dieses Ereignisses angegeben. Sie hat auch keine sonstigen Umstände angegeben, aus denen auf den Zeitpunkt des Geschehens geschlossen werden kann. Der Hinweis, dass sich dies zwischen Anfang 1995 und Ostern 1996 abgespielt habe, reicht nicht. Durch diese allgemeine Behauptung nimmt die Klägerin dem Beklagten die Möglichkeit, zu dem Ereignis konkret Stellung zu nehmen, seine Erinnerung an das Geschehen darzulegen und ggf. Gegenbeweismittel anzubieten. 
dd) Dies gilt auch bzgl. länger zurückliegende Ereignisse


Schikanöse Kontrollen unzulässig
LAG Ba.-Wü.
5 Sa 72/01

	Berufg
	Verfügung gegen schikanöse Kontrollen 
	5 Sa 72/01
	27.07.2001

	
	Ref.: http://www.arbeitsgerichte.landbw.de__st_02.10.06_

	p.2, a)

b)

p.3

 3.
	a) Verfügungsgrund: Bei § 612 a BGB (Maßregelungsverbot) handelt es sich um ein Schutzgesetz im Sinne von § 823 Abs. 2 BGB (vgl. Palandt-Putzo, BGB, 58. Aufl., § 612 a Rnr. 2; ErfK/Preis § 612 a BGB Rnr. 24). Nach dieser Vorschrift ist es dem Arbeitgeber u.a. verboten, einen Arbeitnehmer bei einer Maßnahme zu benachteiligen, weil der Arbeitnehmer in zulässiger Weise seine Rechte ausübt.

b) Verfügungsanspruch: § 823 Abs. 1 BGB. Verdeutlichung der richterlichen Bewertung durch wörtliches Zitat aus Urteilstext:

"Nach dem nicht gemäß § 138 Abs. 2 ZPO hinreichend bestrittenen, von der Verfügungsklägerin ebenfalls glaubhaft gemachten Vorbringen stellt sich die bereits teilweise realisierte Absicht der Verfügungsbeklagten, die Verfügungsklägerin einer Leistungskontrolle in Form von in kurzen zeitlichen Abständen mit dieser stattfindenden Besprechungen zu unterziehen, als vorläufiger Schlusspunkt eines gegen die Klägerin von Kollegen und Vorgesetzten seit Ende 1998 und seit Frühjahr 2001 verstärkt betriebenen Mobbings dar, durch das die Klägerin nicht nur in ihrem allgemeinen Persönlichkeitsrecht, sondern auch in ihrer Gesundheit verletzt wird. Denn die von der Verfügungsklägerin geschilderten, gegen sie gerichteten Verhaltensweisen verdeutlichen in ihrer Gesamtschau, dass die Verfügungsklägerin systematisch von Kollegen und Vorgesetzten angefeindet, schikaniert und diskriminiert wird, um sie zu isolieren und letztlich von ihrem Arbeitsplatz zu entfernen.  Zugleich macht die „Vorgeschichte“ im verstärkten Maße den mit ihr verfolgten eigentlichen Zweck deutlich, nämlich die Verfügungsklägerin mit – isoliert gesehen – an sich nicht rechtswidrigen Mitteln zu schikanieren und zu diskriminieren und auf diese Weise so zu zermürben, bis sie von selbst aufgibt. Auch die von der Verfügungsklägerin glaubhaft gemachten gesundheitlichen Beeinträchtigungen sind typisch für ein „Mobbing-Opfer“ (vgl. dazu Kerst-Würkner, Das schleichende Gift „Mobbing“ und die Gegenarznei, AuR 2001, 241 ff.). Die Verfügungsklägerin hat daher auch gemäß § 823 Abs. 1 BGB einen Anspruch darauf, dass die Verfügungsbeklagte die Anberaumung und Durchführung der von ihr am 13.06.2001 angekündigten Besprechungen unterlässt."

Dass der Antrag auf Erlass einer einstweiligen Verfügung erst etwa drei Jahre nach Beginn des Mobbings gestellt wurde, steht der Annahme der Dringlichkeit im Sinne von §§ 935, 940 ZPO nicht entgegen, u.a. deswegen, da im Regelfall nicht an Hand von einzelnen Verhaltensweisen beurteilt werden kann, ob Mobbing vorliegt, sondern erst auf Grund einer Vielzahl von einzelnen Vorgängen und deren Beurteilung im Gesamtzusammenhang und da die Gefahr massiver Gesundheitsstörungen mit der Dauer der Mobbing-Angriffe größer wird. 




Fehlerhafte Sozialauswahl
LAG Ba.-Wü.
8 Sa 41/01

	Berufg
	Fehlerhafte Sozialauswahl
	LAG Ba.-Wü.
	26.11.2001

	
	Ref.: http://www.arbeitsgerichte.landbw.de__st_02.10.06_

	p.1, I.

p.2


	Ein Arbeitgeber kann eine  von ihm vorzunehmende Sozialauswahl nicht dadurch umgehen, dass er unter Beibehaltung bisheriger Arbeitskapazitäten den Arbeitsplatz zu einer Beförderungsstelle umgestaltet. Um Kündigung zu vermeiden, muss er dem Arbeitnehmer u.U. auch höher zu bewertende Arbeiten zuweisen. 

Soweit die Erfüllung bestimmter Voraussetzungen für die sachgerechte Erledigung der Arbeitsaufgaben erforderlich ist, kann die unternehmerische Entscheidung nur daraufhin überprüft werden, ob sie offenbar unsachlich ist. Die Entscheidung des Arbeitgebers, bestimmte Tätigkeiten nur von Arbeitnehmern mit besonderer Qualifikation ausführen zu lassen ist grundsätzlich zu respektieren (BAG AP Nr. 65 zu § 1 KSchG 1969 Betriebsbedingte Kündigung). 

Der Arbeitgeber darf nicht durch Beförderungen oder Versetzungen zunächst vollendete Tatsachen schaffen und später fehlende Austauschbarkeit der betreffenden Arbeitnehmer behaupten. Das Bundesarbeitsgericht (BAG AP Nr. 65 zu § 1 KSchG 1999 Betriebsbedingte Kündigung) hat ausgeführt, der Arbeitgeber habe es nicht in der Hand, den Kündigungsschutz des Arbeitnehmers dadurch leer laufen zu lassen, dass er zunächst die umgestalteten Arbeitsplätze besetzt und dann erst den übrigen Arbeitnehmern kündigt. Zwar ist bei der Beurteilung des Kündigungssachverhalts grundsätzlich auf den Kündigungszeitpunkt abzustellen. Das bedeutet aber nicht, dass bei einer vorweggenommenen Stellenbesetzung durch den Arbeitgeber der Kündigungsschutz des Arbeitnehmers entfällt, weil bei isolierter Betrachtung der Sachlage im Kündigungszeitpunkt eine Weiterbeschäftigung nicht mehr besteht und auch eine Sozialauswahl nicht mehr vorgenommen werden kann. Erfolgen die Besetzung der freien Stelle und die Kündigung gewissermaßen „uno actu“ aufgrund eines einheitlichen Entschlusses so sind beide Erklärungen des Arbeitgebers bei der Prüfung der Voraussetzungen des § 1 KSchG auch als Einheit zu würdigen. Dies gilt sowohl bei der Prüfung, ob für den zu kündigenden Arbeitnehmer im Betrieb oder Unternehmen andere Beschäftigungsmöglichkeiten bestehen, als auch für die Nachprüfung der erforderlichen Sozialauswahl nach § 1 Abs. 3 KSchG. Ist der Arbeitgeber nach § 1 Abs. 3 KSchG verpflichtet, nach sozialen Gesichtspunkten auszuwählen, welchen der zur Kündigung anstehenden Arbeitnehmer er auf einem freien Arbeitsplatz weiter​beschäftigt und wem er kündigt so kann er also nicht die Besetzung der freien Stellen vorziehen und sich dann auf den Standpunkt stellen im Kündigungszeitpunkt sei infolge der durch ihn selbst vorgenommenen Stellenbesetzung kein vergleichbarer Arbeitnehmer mehr vorhanden gewesen der für eine Sozialauswahl in Betracht gekommen sei. 




Tätigkeit qualifikationswidrig
LAG Ba.-Wü.
21 Sa 69/01

	Berufg
	Keine vertragsgemäße Beschäftigung nach Kündigung
	21 Sa 69/01
	28.02.2002

	
	Ref.: http://www.arbeitsgerichte.landbw.de__st_02.10.06_

	I. 1.

2.

p.5

3. a)

p.6


	1. Der Arbeitgeber muss die Grenzen des billigen Ermessens im Sinne des §315 Abs. 3 BGB einhalten (ständige Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts, vgl. beispielsweise BAG AP Nr.55 zu § 611 BGB Direktionsrecht mit weiteren Nachweisen).

2. Die Reichweite des Direktionsrechts der Beklagten wird ggf. bestimmt durch den Inhalt von Ziff. 2 des Arbeitsvertrages. Dieser erschließt sich im Wege der Auslegung nach den allgemeinen Grundsätzen über die Auslegung von Willenserklärungen, die einem Vertragsschluss zu Grunde liegen, gemäß §§ 133, 157 BGB. Danach ist der wirkliche Wille der Parteien zu erforschen und nicht an dem buchstäblichen Sinn des Ausdrucks zu haften. Empfangsbedürftige Willenserklärungen sind demnach so auszulegen, wie sie der Erklärungsempfänger nach Treu und Glauben unter Berücksichtigung der Verkehrssitte verstehen musste

3. a) Die Auslegung des Satzes 2 der Ziff. 2 des Arbeitsvertrages, insbesondere der Begriff der Zumutbarkeit, kann nämlich nach Sinn und Zweck der Regelung nicht losgelöst vom Inhalt des Satzes 1 und des dem Kläger mit seiner Einstellung übertragenen Aufgabenkreises erfolgen. Die einzelnen tatbestandlichen Elemente der Sätze 1 und 2 der Ziff. 2 des Arbeitsvertrages stehen in einer untrennbaren Wechselwirkung zueinander, welche sich aus dem Regel- Ausnahme-Verhältnis der beiden Sätze ergibt. Welche anderen Aufgaben im Sinne des Satzes 2 den Fähigkeiten und Kenntnissen des Klägers entsprechen, ergibt sich deshalb einerseits aus dem Tätigkeitsbild, wie es sich in der betrieblichen Wirklichkeit darstellt, andererseits auch aus der sonstigen Qualifikation des Klägers, welche sich aus seiner früheren beruflichen Tätigkeit und seiner persönlichen Weiterentwicklung bis zum Ausspruch der Versetzung ableitet. Aus dem Begriff „entsprechende“ folgt, dass es sich nur um solche Aufgaben handeln kann, welche die Gesamtheit seiner Fähigkeiten und Kenntnisse herausfordern. Eine Übertragung entsprechender Aufgaben im Sinne des Satzes 2 der Ziff. 2 des Arbeitsvertrages setzt deshalb eine weitgehende Kongruenz des Anforderungsprofils des neuen Aufgabenbereiches mit dem des alten voraus.

Der AG muss die Gesamtheit der Qualifikation des AN in Anspruch nehmen.

Auch das Merkmal des „zumutbaren Arbeitsplatzes“ orientiert sich an der vorausgehenden Alternative der Übertragung entsprechender Aufgaben und somit am Tätigkeitsbild des Satzes 1 der Ziff. 2 des Arbeitsvertrages. Die Versetzung einer bisherigen Führungskraft auf einen anderen Arbeitsplatz kann nur dann im Sinne der vertraglichen Bestimmung zumutbar sein, wenn der neue Arbeitsplatz vom fachlichen Anforderungsprofil her und von seiner organisatorischen Einbindung innerhalb der Führungsstrukturen des Unternehmens mit der früheren Position vergleichbar erscheint. Welches Tätigkeitsbild der neuen Tätigkeit dem Kläger noch zumutbar ist, kann zwar nicht subjektiv aus dessen Sicht bestimmt werden, wohl aber aufgrund eines objektivierten Maßstabes, wie dies der Kläger aufgrund der vertraglichen Regelung verstehen durfte. Andernfalls könnte man der gesamten Regelung in Ziff. 2 des arbeitsvertraglich keinen besonders sinnhaften Regelungsinhalt entnehmen. Es kann weder auf die Sichtweise der Beklagten noch auf allgemeine Überlegungen ankommen, wann eine Tätigkeit „per se“ für einen Arbeitnehmer unzumutbar erscheinen könnte. Vielmehr ist Letzteres aus einem konkreten Vergleich zwischen Umfang, fachlichen Anforderungen und Gewichtigkeit des alten und neuen Aufgabenkreises zu ermitteln. Dabei spielt die Frage der mit einer Position verbundenen Personalverantwortung nach Auffassung des Berufungsgerichtes sehr wohl eine entscheidende Rolle. Je höher die fachlichen Anforderungen für den Inhaber einer Stelle sind und je größer die Personalverantwortung für andere dabei ist, desto höher ist auch die betriebliche und soziale Wertschätzung der Position.




	p.6, II.
	Die Position eines - wennauch hochdotierten – Spezialisten ist nicht vergleichbar mit einer Führungsaufgabe mit Personalverantwortung über ca. 10 Mitarbeiter. Dies kann mit einem sozialen Abstieg in der betrieblichen Hierarchie verbunden sein.

Bei Änderungen der betrieblichen Gegebenheiten mit personellen Auswirkungen ist zu prüfen, ob eine Änderungskündigung auszusprechen ist

II. Denn auch auf Grund der Ziff. 2 des Arbeitsvertrages gibt es keinen Anspruch auf einen Arbeitsplatz mit Anspruch auf eine auf Dauer angelegte Rangstelle innerhalb betrieblichen Hierarchie, insbesondere nicht auf ein bestimmtes Unterstellungsverhältnis, noch auf die Übertragung einer Stelle mit genau definierter Personalführungsverantwortung. Welche andere Position im Versetzungsfalle angemessen wäre, lässt sich nicht allgemeinverbindlich exakt feststellen. Es kann zwar geklärt werden, ob im konkreten Falle die Zuweisung eines anderen Arbeitsbereiches durch das Direktionsrecht nicht mehr gedeckt ist, nicht aber der AG verurteilt werden, den AN in bestimmter Weise zu beschäftigen bzw. ihm eine bestimmte Position mit bestimmtem Inhalt zu übertragen, wenn verschiedene Verhaltensvarianten vertraglich möglich sind.




Beschäft.-änderung nicht eilbedürftig
LAG Ba.-Wü.
18 Ta 1/03

	Beschluss
	Abweisung einer gegen eine Versetzung gerichtete einstweilige Verfügung
	18 Ta 1/03
	28.01.2003

	
	Ref.: http://www.arbeitsgerichte.landbw.de__st_02.10.06_

	p.2 II. 2.a

p.4, 3.


	a) Die auf Erfüllung einer Leistung gerichtete einstweilige Verfügung setzt einen Verfügungsanspruch und Verfügungsgrund nach Maßgabe der §§ 935, 940 ZPO voraus. Da es sich bei Leistungs - verfügungen um die Befriedigung eines Anspruchs handelt, sind besondere Voraussetzungen notwendig, um eine einstweilige Verfügung zu rechtfertigen. Insbesondere ist beim Verfügungsgrund Voraussetzung, dass der Gläubiger auf die sofortige Erfüllung dringend angewiesen ist, was er darzulegen und glaubhaft zu machen hat (Zöller-Vollkommer ZPO, 23. Auflage 2002 zu § 940 Rdnr. 6 m. w. N.). 

In Fällen der Kontrolle der Ausübung des Direktionsrechts setzt der Erlass einer einstweiligen Verfügung voraus, dass sie zur Abwehr wesentlicher Nachteile erforderlich ist. Für den Arbeitnehmer besteht dieser Nachteil in der Regel darin, dass eine Unsicherheit über die Wirksamkeit der Anweisung besteht. Befolgt er sie nicht, läuft er Gefahr, nach einer entsprechenden Abmahnung eine verhaltensbedingte Kündigung zu erhalten, deren Wirksamkeit davon abhängen wird, ob das Gericht im Kündigungsschutzverfahren zu der Auffassung gelangt, dass die Anweisung zu Recht ergangen ist. Die einstweilige Verfügung wird in diesem Zusammenhang bisweilen als wirksames Mittel erachtet, um dem Arbeitnehmer die Prognoseunsicherheit zu nehmen. Regelmäßig wird es dem Arbeitnehmer jedoch nicht unzumutbar sein, der Anweisung zunächst Folge zu leisten und deren Rechtmäßigkeit sodann im Hauptsacheverfahren überprüfen zu lassen. Abweichungen hiervon können in bestimmten Ausnahmefällen angenommen werden, etwa wenn der Arbeitnehmer erheblichen Gesundheitsgefahren ausgesetzt würde, die Tätigkeit sein berufliches Ansehen irreparabel beschädigen oder ihn in schwere Gewissenskonflikte bringen würde (Korinth: einstweiliger Rechtschutz im Arbeitsgerichtsverfahren 1. Auflage 2000; in Anhang zu §§ 935, 940 Rdnr. 41 m. w. N.).
Auch Anhaltspunkte spielen bei der Entscheidung eine Rolle, wie:

· dass es sich bei der streitgegenständlichen Versetzung um eine "Strafversetzung"

· um ein sonstwie systematisches Vorgehen gegen ihn zum Zwecke der Herbeiführung seiner Eigen​kündigung

handelt. Solche Behauptungen müssen allerdings durch glaubhaft gemachte Tatsachen untermauert werden. 


Gleichbehandl. v. Entgeltgruppen 
LAG Ba.-Wü.
8 Sa 40/05
	Berufg
	LAG Ba.-Wü.
Gleichbehandlung bei verschiedenen Entgeltgruppen
	8 Sa 40/05
	06.12.2005

	
	Ref.: http://www.arbeitsgerichte.landbw.de__st_02.10.06_

	1.b)


	Nach dem in Rechtsprechung und Rechtslehre allgemein anerkannten arbeitsrechtlichen Grundsatz der Gleichbehandlung ist jede unsachliche Differenzierung zum Nachteil einzelner Arbeitnehmer oder Arbeitnehmergruppen verboten. Unsachlich ist eine unterschiedliche Behandlung, die nicht aus vernünftigen und einleuchtenden Gründen, die auch die anerkannten Wertungen des Arbeitsrechts bei der kollektiven Behandlung der Arbeitnehmer beachten, erfolgt (vgl. BAG AP Nr. 18 zu § 1 betriebliches Altersversorgungsgesetz Gleichbehandlung; AP Nr. 39, 67 und 68 zu § 242 BGB Gleichbehandlung). Zu berücksichtigen ist hierbei insbesondere der mit der Leistung des Arbeitgebers erkennbar verfolgte Zweck (BAG AP Nr. 76 zu § 242 BGB Gleichbehandlung). Sachgemäße Unterscheidungen, die in den unterschiedlichen Verhältnissen der Arbeitnehmer oder durch besondere Umstände beim Arbeitgeber begründet sind, sind zulässig. Das gilt sowohl beim Abschluss des Arbeitsvertrages als auch bei der rechtlichen und tatsächlichen inhaltlichen Ausgestaltung des Einzelarbeitsverhältnisses. Eine individuelle Vereinbarung liegt dann nicht mehr vor, wenn der Arbeitgeber Leistungen nach einem bestimmten erkennbaren und generalisierenden Prinzip gewährt, etwa wenn er bestimmte Voraussetzungen oder einen bestimmten Zweck festlegt, wenn er bestimmte Vergütungssysteme anwendet und dabei nicht nur einzelne Arbeitnehmer wegen besonderer individueller Umstände besser stellt.

Bei Anlegung dieses Prüfungsmaßstabs muss die Differenzierung der Vergütung zwischen verschiedenen Gruppen der Belegschaft plausibel nachvollziehbar sein.



	1.c)
	Das Bundesarbeitsgericht hat hierzu ausgeführt, es sei einem Arbeitgeber grundsätzlich nicht verwehrt, im selben Betrieb mehrere von einander unabhängige Vergütungssysteme anzuwenden. Allerdings dürfe er damit nicht gegen den Zweck des Mitbestimmungsrechts nach § 87 Abs. 1 Nr. 10 BetrVG verstoßen. Dieser besteht darin, die Arbeitnehmer vor einer einseitig an den Interessen des Unternehmers orientierten und willkürlichen Lohngestaltung zu schützen. Es sollen das betriebliche Lohngefüge angemessen und durchsichtig gestaltet und die betriebliche Lohn- und Verteilungsgerechtigkeit gewahrt werden. Die Verteilungsgerechtigkeit sei dabei regelmäßig nur mit Hilfe einer vergleichenden Wertung des gesamten betrieblichen Entgeltgefüges zu erreichen (BAG AP Nr. 15 zu § 77 BetrVG 1972 Nachwirkung). Bestehen aus sachlich gerechtfertigten Gründen unterschiedliche Vergütungssysteme im Betrieb, ist die weitere Entwicklung dieser Systeme im Verhältnis zueinander nicht Gegenstand der Überprüfung nach den Maßstäben innerbetrieblicher Entgeltgerechtigkeit (vgl. BAG a.a.O. unter Berufung auf BAGE 98, 323, 336). Es liegt vielmehr in der Konsequenz der Eigenständigkeit zweier Vergütungssysteme, dass ein System übergreifender bewertender Vergleich einzelner Arbeitgeberleistungen zum einen mitbestimmungsrechtlich nicht geboten ist. Zum anderen ist es einem Arbeitgeber individualrechtlich nicht versagt, die gleiche Tätigkeit von Arbeitnehmern ungleich zu vergüten. Der Grundsatz gleicher Lohn für gleiche Arbeit ist keine allgemein gültige Anspruchsgrundlage. Vielmehr besteht in Fragen der Vergütung Vertragsfreiheit, die lediglich durch verschiedene rechtliche Bindungen wie Diskriminierungsverbote und tarifliche Mindestentgelte eingeschränkt ist. Der Gleichbehandlungsgrundsatz gebietet dem Arbeitgeber wie oben ausgeführt nur, seine Arbeitnehmer oder Gruppen seiner Arbeitnehmer, die sich in vergleichbarer Lage befinden, bei Anwendung einer selbst gesetzten Regel gleich zu behandeln. Er verbietet eine willkürliche Schlechterstellung Einzelner innerhalb der Gruppen und eine sachfremde Gruppenbildung. 

Ob das Maßregelungsverbots verletzt ist, richtet sich danach, ob eine Kausalität zwischen der Benachteiligung des Betroffenen und der zulässigen Wahrnehmung seiner Rechte ist gegeben ist. Für die Vorschrift des § 612 a BGB ist wesentlich der unmittelbare Zusammenhang zwischen der Rechtsausübung und der Benachteiligung. Neben der Ursächlichkeit im Sinne der Äquivalenz kommt es auf die subjektive Seite des Arbeitgebers an. Die (zulässige) Rechtsausübung durch den Arbeitnehmer muss der tragende Beweggrund, d. h. das wesentliche Motiv für die benachteiligende Maßnahme oder Vereinbarung sein. Unzureichend ist es, wenn die Rechtsausübung lediglich den äußeren Anlass für die Maßnahme bietet.




1.22 Vertragsgemäße Beschäftigung
LAG Ba.-Wü. 
2 Sa 117/05

	Berufg
	LAG Ba.-Wü.
Vertragsgemäße Beschäftigung
	2 Sa 117/05
(in Rev.:
(2 AZR 395/06)
	31.03.2006

	
	Ref.: http://www.arbeitsgerichte.landbw.de__st_02.10.06_

	Ziff. 1.1


	Ob ein Fall der Arbeitsverweigerung vorliegt, kann nur aus einem Vergleich der vertraglich geschuldeten mit der vom Arbeitgeber konkret verlangten und vom Arbeitnehmer verweigerten Arbeitsleistung festgestellt werden. Maßgeblich ist auch insoweit, ob sich die vom Arbeitnehmer verlangte Arbeitsleistung im Rahmen der durch den Arbeitsvertrag bestimmten Grenzen hält und, wenn es sich um eine Weisung nach Maßgabe des Direktionsrechts handelt, diese den Anforderungen des § 315 BGB genügt, also billigem Ermessen entspricht (APS-Dörner, a.a.O., § 1 KSchG Rdnr. 282 m. w. N.). Der Arbeitnehmer ist berechtigt Arbeiten abzulehnen, die der Arbeitgeber ihm unter Überschreitung des Direktionsrechts zuweist (BAG vom 12.04.1973 - 2 AZR 291/72 - AP Nr. 24 zu § 611 BGB Direktionsrecht; APS-Dörner, a.a.O., § 626 BGB Rdnr. 197; Stahlhacke-Preis-Vossen, a.a.O., Rdnr. 633; Hueck/von Hoyningen/Huene, KSchG, a.a.O., Rdnr. 315; KR-Fischermeier, a.a.O., § 626 BGB Rdnr. 412).

Ist in einem Arbeitsvertrag die Tätigkeit nur rahmenmäßig umschrieben, hat der Arbeitgeber kraft seines Weisungsrechts die Befugnis, die Leistungspflicht des Arbeitnehmers im Einzelnen festzulegen. Auf der Grundlage dieses Weisungsrechts bestimmt der Arbeitgeber Zeit, Ort und auch Art der Arbeitsleistung. Umfang und Grenzen dieses Weisungsrechts ergeben sich aus Gesetz, Kollektivvereinbarungen und dem Einzelarbeitsvertrag. Darüber hinaus darf das Weisungsrecht nur nach billigem Ermessen (§ 315 BGB) ausgeübt werden (BAG vom 07.04.1992 - 1 AZR 275/91 - nv, zitiert nach JURIS). Nebenarbeiten, wie z. B. Heranschaffen des Materials, Aufräumen und Säubern des Arbeitsplatzes, Pflege der Ware usw., hat der Arbeitnehmer nur dann zu verrichten, wenn deren Übernahme dem Arbeitsvertrag entspricht, d. h. wenn sie typischerweise in dem vereinbarten Tätigkeitsbereich anfallen oder nur eine untergeordnete Bedeutung haben (Schaub-Linck, Arbeitsrechtshandbuch 11. Auflage, § 45 Rdnr. 31, EK-Preis, a.a.O., § 611 BGB Rdnr. 804). In außergewöhnlichen Fällen, insbesondere in Notfällen, muss der Arbeitnehmer aufgrund seiner vertraglichen Nebenpflicht, Schaden vom Arbeitgeber abzuwehren, auf Verlangen vorübergehend auch solche Arbeiten übernehmen, die nicht in seinen Tätigkeitsbereich fallen (BAG vom 03.12.1980 - 5 AZR 477/78 - AP Nr. 4 zu § 615 BGB Böswilligkeit).

Nicht jede im Betrieb auftretende Schwierigkeit kann jedoch als außergewöhnlicher Fall angesehen werden. Außergewöhnliche Fälle sind unvorhergesehene, durch rechtzeitige Personalplanung nicht behebbare Personalengpässe (vgl. Schaub-Linck, a.a.O., § 45 Rdnr. 32).




1.23 Tatsächliche (Weiter-)beschäftigung
LAG BaWü
10 Sa 18/02
	Berufg
	LAG BaWü
Tatsächliche (Weiter-)beschäftigung
	10 Sa 18/02
	13.02.2003

	
	Ref.: http://www.arbeitsgerichte.landbw.de__st_02.10.06_

	p.15, a)


	In einem Arbeitsverhältnis besteht ein Anspruch auf tatsächliche Beschäftigung. Dieser Anspruch des Arbeitnehmers ergibt sich aus dem Arbeitsvertrag, mithin § 611, 613 BGB i. V. m. § 242 BGB unter Beachtung der Wertentscheidungen des Grundgesetzes bei der Auslegung dieser Gesetzesbestimmungen. Es verstößt gegen den Schutz der Persönlichkeit des Arbeitnehmers, wenn dem Arbeitnehmer gegen seinen Willen für längere Zeit ohne besondere schutzwürdige Interessen des Arbeitgebers an der Freistellung zugemutet wird, im Arbeitsverhältnis nur seine Vergütung entgegen​zunehmen, ohne sich in seinem Arbeitsgebiet betätigen zu können (BAG Beschl. Großer Senat v. 27.02.1985 - GS 1/84 AP Nr. 14 zu § 611 BGB - Beschäftigungspflicht, BAG, Urteil vom 13.06.85 2 AZR 410/84 AP NR. 19 zu § 611 BGB Beschäftigungspflicht mit Anm. Belling, jeweils mit zahlreichen weiteren Nachweisen).



	p 18
	Im Anschluss an die grundlegende Entscheidung des Bundesarbeitsgerichtes bereits vom 10.11.1955 (DB 56 S. 114, wie aber auch die Entscheidung des Großen Senates vom 27.05.1985) stützt sich der allgemeine Beschäftigungs​anspruch im ungekündigten Arbeitsverhältnis zu Recht auf den Gedanken der Wahrung des Persönlichkeitsrechtes des Arbeitnehmers darauf, dass die Achtung- und Wertschätzung einer Person wesentlich von der von ihm geleisteten Arbeit abhängt und die tatsächliche Erbringung der Arbeitsleistung im Arbeitsverhältnis eine wesentliche Möglichkeit zur Entfaltung seiner geistigen und körperlichen Fähigkeiten und damit zur Entfaltung der Persönlichkeit des Menschen insgesamt darstellt (so BAG GS 27.05.85 a.a.0.). Die näheren Umstände des Beschäftigungsanspruches bestimmen sich daher unter Beachtung dieses Ausflusses der Grundwertentscheidungen des Grundgesetzes und den dem Arbeitgeber zuzumutenden wirtschaftlichen Aufwendungen.

Wenn der Arbeitgeber die angebotene Arbeitsleistung im Sinne von § 293 BGB nicht annimmt, obwohl das Arbeitsverhältnis weiterbesteht, befindet sie sich im Annahmeverzug. Der Arbeitnehmer kann für die nicht geleisteten Dienste gemäß § 615 Satz 1 BGB die vereinbarte Vergütung verlangen, ohne zur Nachleistung verpflichtet zu sein. 




1.24 (Weiter-)beschäftigung in Künd.frist
LAG BaWü
26 Ga 4/05
	Berufg
	LAG BaWü
Tatsächliche (Weiter-)beschäftigung bis zum Ende der Kündigungsfrist
	26 Ga 4/05
	18.03.2005

	
	Ref.: http://www.arbeitsgerichte.landbw.de__st_08.10.06_

	p.4, I 1.

p.5, a)

p.6, b)

c)

p.7
	Der Verfügungsanspruch auf tatsächliche Beschäftigung beruht auf §§ 611 Abs. 1; 613 BGB in Verbindung mit § 242 BGB, dieser ausgefüllt durch die Wertentscheidungen der Art. 1 und 2 GG. Der Beschäftigungsanspruch wird aus dem Persönlichkeitsrecht des Arbeitnehmers hergeleitet. Aus der ideellen Interessenlage heraus steht jedem Arbeitnehmer ein Anspruch auf tatsächliche Beschäftigung zu, unabhängig davon, ob er höhere oder geringwertigere Arbeiten zu verrichten hat, ob eine spezielle Vor- oder Ausbildung benötigt wird, sowie unabhängig davon, ob beim Arbeitnehmer im Einzelfall ein faktisches Interesse an dieser Arbeitsleistung besteht, oder ob sich die vertragsgemäße Arbeitsleistung nach dem subjektiven Empfinden des Arbeitnehmers als Last oder Bürde, oder als sinnvolle Entfaltung seiner Persönlichkeit darstellt (BAG GS AP Nr. 14 zu § 611 BGB, Beschäftigungspflicht). Dies gilt auch und insbesondere während der Kündigungsfrist (BAG AP Nr. 4 zu § 611 BGB, Beschäftigungspflicht). 

a) Die Freistellungsklausel des Arbeitsvertrages ist eine allgemeine Geschäftsbedingung. Es kommt nicht darauf an, ob der Arbeitsvertrag des Antragstellers für eine Vielzahl von Verträgen vorformulierte Arbeitsbedingungen enthält gem. § 305 Abs. 1 Satz 1 BGB. Es handelt sich nämlich um einen Vertrag zwischen einem Unternehmer und einem Verbraucher, weshalb gemäß § 310 Abs. 3 Ziff. 2 BGB auch die bloß einmalige Verwendung ausreichend ist, wenn es sich um vorformulierte Arbeitsbedingungen handelt, auf deren Inhalt der Verbraucher keinen Einfluss nehmen konnte. 

b) Der Beschäftigungsanspruch hergeleitet aus den Grundrechten der Art. 1 und 2 GG. Während des Laufs eines Arbeitsverhältnisses (und somit auch während des Laufs der Kündigungsfrist) hat der Arbeitnehmer grundsätzlich einen Anspruch auf tatsächliche Beschäftigung. Dieser Anspruch entfällt (ohne Freistellungsklausel) nur, wenn der Beschäftigung zwingende betriebliche oder persönliche Gründe entgegenstehen. Der Arbeitgeber bedarf zur Suspendierung ein überwiegendes schutzwürdiges Interesse, welches in der Regel nur dann besteht, wenn erhebliche Gefährdungen für die Ordnung des Betriebes oder die Gefahr schwerer Vertragsverletzungen gegeben sind (Küttner/Kania Personalbuch 2004, Beschäftigungsanspruch, Rn. 7). Freistellungsklauseln in Arbeitsverträgen, die für den Fall der Kündigung vereinbart werden, verstoßen gravierend gegen dieses Leitbild, zumindest wenn sie - wie vorliegend - von besonders langen Kündigungsfristen begleitet werden und eine Billigkeitskontrolle in der Freistellungsklausel nicht aufgenommen wurde (Arbeitsgericht Frankfurt/Main NZA-RR 2004, Seite 409; LAG München, Lage Nr. 2 zu § 307 BGB 2002; Hümmerich NZA 2003, Seite 753; Fischer NZA 2004, Seite 233). 

c) Gegen die Wirksamkeit von Freistellungsklauseln bestehen zugleich auch erhebliche kündigungsschutzrechtliche Bedenken.
Es erscheint als nicht miteinander vereinbar, wenn auf den Kündigungsschutz gem. § 1 Abs. 1 KSchG nicht antezipiert verzichtet werden kann, dies beim Beschäftigungsanspruch aber möglich sein soll. Denn ein Arbeitnehmer, der einmal auf die Beschäftigung verzichtet hat, wird es faktisch schwer haben, später (auch nach Obsiegen mit dem Kündigungsschutzprozess) wieder in den Betrieb zurückkehren zu können. Es handelt sich um eine nachhaltige Beeinträchtigung des Kündigungsschutzes des Arbeitnehmers (Fischer NZA 2004, Seite 233). Dies ergibt sich auch aus der Zusammenschau mit § 626 Abs. 1 BGB. Eine fristlose Kündigung und somit eine sofortige Suspendierung von der tatsächlichen Beschäftigung ist gesetzlich nur dann möglich, wenn die Fortsetzung des Arbeitsverhältnisses dem Arbeitgeber selbst bis zum Ablauf der ordentlichen Kündigungsfrist nicht mehr zugemutet werden kann. Mit Fortsetzung des Arbeitsverhältnisses ist die tatsächliche Erbringung der Arbeitsleistung und die tatsächliche Eingliederung in den Betrieb gemeint. 




	d) 

p.8, e)

g)

3.
	d) Es liegt auch ein Verstoß gegen das gesetzliche Leitbild des § 102 Abs. 5 BetrVG vor. Sinn und Zweck des § 102 Abs. 5 BetrVG ist es, Arbeitnehmern bei zulässigen Betriebsratswidersprüchen gegen ordentliche Kündigungen nach Ablauf der Kündigungsfrist einen vorläufigen Bestandsschutz zu geben. Der Arbeitnehmer muss beschäftigt werden, um zu gewährleisten, dass er auch nach einem möglichen Obsiegen im Kündigungsschutzprozess den Arbeitsplatz auch tatsächlich behält. Der Arbeitnehmer soll nicht faktisch vor vollendete Tatsachen gestellt werden und nur noch "dulden und liquidieren" können (Richardi § 102 BetrVG Rn. 201, 202; Däubler/Kittner/Klebe § 102 BetrVG Rn. 241). Daraus folgt aber, dass der Gesetzgeber auch hier davon ausgeht, dass bis zum Ablauf der Kündigungsfrist eine tatsächliche Beschäftigung vorliegt. Würde man vor Ablauf der Kündigungsfrist eine (klauselmäßige) Suspendierung zulassen, würde man schon vor dem Kündigungstermin das Ergebnis erhalten, vor dem § 102 Abs. 5 BetrVG schützen soll (Fischer NZA 2004, Seite 233). 

e) Dass der Gesetzgeber von der Pflicht zur tatsächlichen Beschäftigung bis zum Ablauf der Kündigungsfrist ausgeht, ergibt sich auch aus § 2 Abs. 2 Satz 2 Ziff. 3 SGB III. Danach hat der Arbeitgeber den Arbeitnehmer nämlich zur Erfüllung seiner Meldeverpflichtungen gem. § 37 b SGB III freizustellen. Diese Freistellungsverpflichtung beruht dann auf § 629 BGB. Dieses gesetzliche Regelungskonzept würde durch eine klauselmäßige Freistellungsvereinbarung unterlaufen (Fischer NZA 2004, Seite 233). f) Die Freistellungsklausel kann auch nicht unter Berücksichtigung der im Arbeitsrecht geltenden Besonderheiten aufrecht erhalten werden gem. § 310 Abs. 4 BGB. Es ist vielmehr gerade die arbeitsrechtliche Besonderheit, dass auch während der Kündigungsfrist ein Beschäftigungsanspruch bejaht wird (Fischer NZA 2004, Seite 233). 

g) Die Freistellungsklausel kann auch nicht geltungserhaltend reduziert werden dahingehend, dass die Ausübung des Freistellungsrechts der Billigkeitskontrolle gem. § 315 BGB unterworfen wird und unbillig lange Freistellungsdauern auf ein angemessenes Maß verkürzt werden könnten (so aber LAG München, LAGE Nr. 2 zu § 307 BGB 2002). Folge der Unwirksamkeit einer Vertragsklausel ist nämlich gem. § 306 Abs. 2 BGB die Geltung der gesetzlichen Vorschriften. Eine geltungserhaltende Reduktion auf das (vielleicht gerade noch) Zulässige ist grundsätzlich verboten. Dies ergibt sich daraus, dass es der rechtsunkundige Partner des Klauselverwenders in der Regel nicht auf einen Prozess ankommen lässt und daher eine Vertragsabwicklung nach den allgemeinen Geschäftsbedingungen hinnimmt. Dies darf nicht noch durch eine geltungserhaltende Reduktion risikolos gemacht werden (Palandt/Heinrichs Vorbem. v. § 307 BGB Rn. 8). 

3. Die Freistellung ist auch nicht als einseitige Suspendierung wirksam. Wie bereits oben dargelegt, ist in bestehenden Arbeitsverhältnissen die Suspendierung nur möglich bei erheblichen Gefährdungen für die Ordnung des Betriebs oder bei Drohen von schweren Vertragsverletzungen (Küttner/Kania Personalbuch 2004, Beschäftigungsanspruch Rn. 7). 

4. Dem Antragsteller steht auch ein Verfügungsgrund zur Seite. Hierbei ist zu berücksichtigen, dass es sich bei der Verpflichtung zur Erbringung der Arbeitsleistung um eine Fixschuld handelt. Mit jedem Tag der Nichtbeschäftigung geht somit der Beschäftigungsanspruch des Arbeitnehmers unwiederbringlich verloren. Wegen dieses irreversiblen Rechtsverlustes kommt auch eine Befriedigungsverfügung in Betracht. Hierbei bedarf es einer Abwägung der Interessen der Parteien im jeweiligen Einzelfall. Stellt sich aber - wie vorliegend - heraus, dass der Beschäftigungsanspruch zweifelsfrei gegeben ist und auch in einem Hauptsacheverfahren eine andere Entscheidung nicht in Betracht käme, so ergibt sich aus dem Verfügungsanspruch auch bereits der Verfügungsgrund. Dies ist Ausfluss des Justizgewährungsanspruchs und des Gebots auf effektiven Rechtsschutz (LAG München NZA 1993, Seite 1130; LAG München NZA-RR 2003, Seite 269; Schaub Arbeitsrechtshandbuch § 110 Rn. 7). Angesichts dessen, dass aktuell bei der erkennenden Kammer zwischen Klageeingang und Kammertermin in der Regel ca. 8 Monate liegen, wäre der zu befürchtende Rechtsverlust des Antragstellers erheblich. Die Entfremdung aus dem Betrieb wäre faktisch irreversibel. Unabhängig davon, ob der Antragsteller nach einem etwaigen Obsiegen im Kündigungsschutzprozess im Arbeitsverhältnis zur Antragsgegnerin verbleiben wollte, bedarf es der aktiven Beschäftigung des Antragstellers, da auch Bewerbungen aus einem aktiven Arbeitsverhältnis mehr Erfolgsaussichten haben, als aus einem suspendierten Arbeitsverhältnis. Der Arbeitnehmer hat hierbei häufig noch nicht einmal die Chance, selbst sich vor Ablauf der Kündigungsfrist von diesem Arbeitsverhältnis zu lösen, da auch er eine Kündigungsfrist zu berücksichtigen hat. 


1.25 leitende Führungskraft
ArbG Stuttgart
2 Ca 8178/04
	Urteil
	AG Stuttgart
leitende Führungskraft
	2 Ca 8178/04
	30.11.2005

	
	Ref.: http://www.arbeitsgerichte.landbw.de__st_02.10.06_

	p.13, oben

2.a)

2.b)


	Beim Direktionsrecht muss der Arbeitgeber gemäß § 315 BGB, § 106 GewO die Grenzen des billigen Ermessens einhalten (st. Rspr. des BAG, vgl. BAG, Urteil vom 27.03.1980, 2 AZR 506/78; KR-Rost, 7. Aufl., § 2 KSchG RdNr. 36, 43b)

2a) Der Inhalt der Regelung ist durch Auslegung nach den allgemeinen Grundsätzen für die Auslegung von Willenserklärungen gemäß §§ 133, 157 BGB zu ermitteln. Danach ist der wirkliche Wille der Parteien zu erforschen…

2b) Bei der Voraussetzung "Ihren Fähigkeiten und Kenntnissen entsprechende Aufgaben" (1. Alt.) ist für die Ermittlung des konkreten Inhalts auf das Merkmal der Zumutbarkeit abzustellen.




	3.a)


p.14

3.b)

p.17

1.

unt.


a)

p.18

b)

p.19
ba)


	3a) Insgesamt erfordert Ziff. 1 Satz 3 des Arbeitsvertrages eine weitgehende Kongruenz des Anforderungsprofils des neuen Aufgabenbereichs mit dem des alten (LAG Baden-Württemberg, Urteil v. 28.02.2002, Az. 21 Sa 69/01; vgl. dazu auch: BAG, Urteil v. 30.08.1995, Az. 1 AZR 47/95, II 2 b).

3b) Auch das Merkmal des "zumutbaren Arbeitsplatzes" orientiert sich an der vorausgehenden Alternative der Übertragung "entsprechender Aufgaben" und somit am Tätigkeitsbild von Ziff. 1 Satz 1 des Arbeitsvertrages.. Dafür ist ein konkreter Vergleich zwischen Umfang, fachlichen Anforderungen und Gewicht des alten und neuen Aufgabenkreises erforderlich (LAG Baden-Württemberg, Urteil v. 28.02.2002, Az. 21 Sa 69/01; BAG, Urteil v. 30.08.1995, Az. 1 AZR 47/95, nachdem sich die Gleichwertigkeit "aus der auf den Betrieb abgestellten Verkehrsauffassung und dem sich daraus ergebenden Sozialbild" bestimmt). 
1. Gemäß § 253 ZPO muss der Klageantrag muss den erhobenen Anspruch konkret gegenständlich bezeichnen und die Zwangsvollstreckung aus dem Urteil ohne eine Fortsetzung des Streits im Vollstreckungsverfahren erwarten lassen (Zöller-Greger, ZPO, 24. Aufl., § 253 RdNr. 13 ff.). Linienfunktion auf einer Ebene muss konkret genug definiert sein, z.B. anhand eines Organigramms. Verantwortungung und Funktionen müssen erkennbar sein.

IV. Durch schwerwiegende Persönlichkeitsrechtverletzungen entsteht ein Anspruch auf Zahlung eines Schmerzensgeldes. Dieser Anspruch ergibt sich sowohl aus § 823 Abs. 1 BGB i.V.m. Art. 1 Abs. 1, 2 Abs. 1 GG als auch aus § 253 Abs. 2 BGB i.V.m. §§ 280 Abs. 1, 278 BGB.

a) Das allgemeine Persönlichkeitsrecht ist durch Art. 2 Abs. 1 i.V.m. Art. 1 Abs. 1 GG verfassungsrechtlich gewährleistet. Es wird in ständiger Rechtsprechung als sog. sonstiges Recht im Sinne von § 823 Abs. 1 BGB anerkannt. Gegenstand ist das Recht des Einzelnen auf Achtung seiner individuellen Persönlichkeit gegenüber dem Staat und im privaten Rechtsverkehr (vgl. BGHZ 24, 72, 76; 95 212, 214). Bei dem Geldentschädigungsanspruch wegen Persönlichkeitsrechtsverletzung handelt es sich um ein eigenständiges Rechtsinstitut (grundlegend: BGH, Urteil v. 15.11.1994, NJW 1995, 861; Urteil v. 05.12.1995, NJW 1996, 985; Bundesverfassungsgericht, Beschluss v. 08.03.2000, NJW 2000, 2187). 
        Zu solchen Persönlichkeitsverletzungen gehören "mobbing"

...b) und auch massive Verletzungen der persönlichen Ehre und beruflichen Selbstverständnisses

ba) Es ist allgemein anerkannt, dass ein Arbeitnehmer nicht nur Anspruch auf Entlohnung, sondern auch auf einen vertragsgemäßen Einsatz seiner Arbeitskraft hat (vgl. grundlegend:  BAG, Urteil vom 10.11.1955, Az. 2 AZR 591/54; BAG GS, Beschluß vom 27.02.1985, GS 1/84 zum Weiterbeschäftigungsanspruch). Dies wird u.a. damit begründet, dass der Beruf nicht nur dem Gelderwerb, sondern auch der Selbstverwirklichung und der Erzielung von sozialer Anerkennung und Verantwortung dient. Eine Beeinträchtigung läge vor, wenn ein Arbeitnehmer nicht nur vorübergehend sein Gehalt in Empfang nehme, ohne sich in seinem bisherigen Beruf betätigen zu können. Das würde auf einen Zwang zum Nichtstun hinauslaufen und den betreffenden Arbeitnehmer nicht mehr als vollwertiges Glied der Berufsgemeinschaft und der Gesellschaft überhaupt erscheinen lassen. Insb bei  Angestellten mit Führungsaufgaben würde durch eine lange Befreiung von der Arbeitspflicht der Eindruck hervorgerufen werden, dass die bisherige Leistungen minderwertig seien, dass der Arbeitgeber lieber Geld aufwende als die Leistung in Empfang zu nehmen (BAG GS, a.a.O.). 


	bb)

p.20

bc)

p.21

c)

p.22

e)

2.

a)

b)


	bb) Im Einzelfall bedarf es einer Güter- und Interessenabwägung, um zu klären, ob dem Persönlichkeitsrecht gleichwertige und schutzwürdige Interessen des anderen gegenüberstehen oder ob es diese Interessen überwiegt (BAG, Urteil vom 04.04.1999). Ein überwiegendes Arbeitgeberinteresse kann beim Wegfall der Vertrauensgrundlage, bei Auftragsmangel und bei einem demnächst zur Konkurrenz abwandernden Arbeitnehmer vorliegen (vgl. BAG GS, a.a.O.).

Der AG muss alles in ihrer Macht stehende versuchen, um für den Mitarbeiter eine vertragsgemäße Beschäftigung zu finden

bc) Es ist in der Gesamtschau als schwere und rechtswidrige Verletzung des Persönlichkeitsrechts zu werten, wenn der Entzug der Beschäftigung (und des Informationsflusses) vorliegend zielgerichtet als Mittel der Zermürbung eingesetzt wird 

c) Die Beklagte muss sich das Verhalten ihrer Mitarbeiter gemäß § 831 Abs. 1 Satz 1 BGB zurechnen lassen. § 831 Abs. 1 Satz 1 BGB setzt voraus, dass die Mitarbeiter in Ausübung einer ihnen übertragenen Verrichtung einem Dritten widerrechtlich Schaden zufügen. Ein Schaden wird in Ausübung einer übertragenen Verrichtung zugefügt, wenn ein unmittelbarer Zusammenhang zwischen der aufgetragenen Verrichtung nach ihrer Art und ihrem Zweck und der schädigenden Handlung besteht (BGH, NJW 71, 31). Das Verhalten darf nicht aus dem allgemeinen Rahmen der anvertrauten Aufgaben herausfallen. 

e) Die durch die in der Vergangenheit liegende Nichtbeschäftigung eines Arbeitnehmers erfolgte Verletzung des Persönlichkeitsrechts kann nicht durch einen Beseitigungs-, Unterlassung- oder Widerrufsanspruch ausgeglichen werden (vgl. dazu: Dr. Kasper, Strafschadensersatz im deutschen Arbeitsrecht? - Eine Analyse der Rechtsprechung, NZR-RR 2003, Heft 1). 

2. Der geltend gemachte (Schmerzensgeld-) Anspruch ergibt sich ebenfalls aus § 253 Abs. 2 BGB (in der seit 01.08.2002 geltenden Fassung) i.V.m. §§ 241 Abs. II, 280 Abs. 1 BGB, da durch das als Mobbing zu bezeichnende Verhalten der Beklagten die Gesundheit des Klägers verletzt wurde. 

a) Gemäß EGBGB 229 § 8 Abs. 1 findet vorliegend § 253 Abs. 2 BGB Anwendung, wenn die schädigenden Ereignisse, Nichtbeschäftigung des Klägers und Ausgrenzung aus der betrieblichen Organisation, nach dem 31.07.2002 eingetreten sind. 

b) Gemäß § 253 Abs. 2 BGB haftet bei schuldhafter Verletzung der über § 241 Abs. 2 BGB im Arbeitsverhältnis bestehenden Mobbingschutzpflicht auf der Grundlage des § 280 Abs. 1 BGB der Arbeitgeber vertraglich auf Zahlung einer Geldentschädigung wegen mobbingbedingter Verletzung einer der in § 253 Abs. 2 BGB genannten Lebensgüter. 
Gemäß §242 BGB ist der Arbeitgeber verpflichtet, den Arbeitsplatz und die Arbeitsumgebung menschengerecht und menschenwürdig zu gestalten und die Ehre, die Gesundheit und das allgemeine Persönlichkeitsrecht des Arbeitnehmers zu wahren und zu schützen und nicht etwa im Gegenteil zu verletzen (LAG Berlin, Urteil vom 07.11.2002, Az. 16 Sa 938/02; ErfK-Preis, 6. Aufl., § 611 BGB Rn. 764ff). Der Arbeitgeber genügt dieser Verpflichtung, wenn er die Maßnahmen trifft, die ihm aufgrund des Treuegedankens gemäß §242 BGB und unter Berücksichtigung der besonderen betrieblichen und örtlichen Verhältnisse unter Berücksichtigung des Einzelfalles zugemutet werden können (BAG, Urteil vom 25.05.2000, Az. 8 AZR 518/99). 




	c)

p.23

d)

e)

3.

a)

b)

c)


	c) Grundsätzlich ist die Ursächlichkeit vom Kläger anhand konkreter Tatsachen darzulegen und zu beweisen (vgl. dazu: ArbG München, Urteil vom 25.09.2001, Az. 8 Ca 1562/01; LAG Schleswig-Hostein, Urteil vom 19.03.2002, Az. 3 Sa 1/02; kritisch LAG Thüringen, Urteil vom 10.04.2001, Az. 5 Sa 403/00). Bei der Ursächlichkeitsprüfung bzgl. Erkrankungen werden Atteste, zeitlicher Bezug und Anfälligkeit vor der als verursachend vermuteten Ereignisse in Betracht gezogen.

d) Gemäß § 278 BGB hat ein Schuldner ein Verschulden der Person, deren er sich zur Erfüllung seiner Verbindlichkeiten bedient, wie eigenes Verschulden zu vertreten. 

e) Das Verhalten dieser Personen ist als schuldhaft anzusehen, wenn sie hätten damit rechnen müssen oder wenigstens rechnen können, dass ihr Verhalten jeweils einen (kleinen, konkreten) Beitrag  dazu leistet, dass der Kläger erkrankt und insofern in seiner Gesundheit verletzt wird (vgl. LAG Berlin, Urteil vom 15.07.2004, Az. 16 Sa 2280/03).

3a) Die Höhe der verwirkten Geldentschädigung gemäß § 823 Abs. 1 BGB i.V.m. Art. 1, Art. 2 GG resultiert aus tatbezogenen und täterbezogenen Bemessungskritierien: Für das Ausgleichs- und Genugtuungsinteresse zählen Dauer und Intenstität der Rechtsgutverletzung, das Maß der Schuld sowie die Begleitumstände (BGH, BGHZ 35, 363, 369), weiter die Auswirkungen auf das Selbstvertrauen und die Selbstachtung durch die Mobbingmaßnahmen (vgl. dazu: Wickler, AuR 2004, 87, 90). Die Präventionswirkung der Geldentschädigung ist in der Rechtsprechung des BGH in seinen Urteilen vom 15.11.1994 (NJW 1995, 861) sowie vom 05.12.1995 (NJW 1996, 984 - Caroline von Monaco) in den Vordergrund gerückt (vgl. dazu auch: BGH, Urteil vom 05.10.2004, Az. VI ZR 255/03). Danach sollen für die Bestimmung der Höhe der Geldentschädigung die für die Schmerzensgeld​bemessung entwickelten Grundsätze der Ausgleichs- und Genugtuungsfunktion nicht ausreichend sein (vgl. dazu: Bundesverfassungsgericht, Beschluss v. 14.02.1973, NJW 1973, 1221, 1226 - Soraya; LAG Berlin, Urteil v. 05.03.1997, Az. 13 Sa 137/96, NZA-RR 98, 488). Dieser von dem BGH vollzogene Schritt von der Genugtuungsfunktion hin zur Präventionsfunktion ist vom BAG bisher nicht nachvollzogen worden (vgl. Urteil v. 18.02.1999, NZA 1999, 645). 
        Unerheblich für die Höhe der Geldentschädigung ist das Einkommen des Mobbingopfers (anderer Ansicht: Arbeitsgericht Ludwigshafen, Urteil v. 06.11.2000, Az. 1 Ca 2136/00). Zum einen fehlt der Bezug zu den Zwecken der Genugtuung und Prävention. Zum anderen würde dies zu dem Ergebnis führen, den Wert des Persönlichkeitsrechts an dem wirtschaftlichen Status des Mobbingopfers zu messen (LAG Rheinland-Pfalz, Urteil v. 16.08.2001, ZIP 2001, 2302; Rieble/Klumpp, FA 2002, 310). 

b) Auch dem Anspruch gemäß § 254 Abs.2 BGB kommt eine doppelte Funktion zu. Ausgleich für die erlittene Schmerzen und Leiden und Genugtuung für das, was ihm der Schädiger angetan hat (vgl. dazu: Palandt-Heinrichs, BGB, 62. Aufl., § 253 Rn. 11). Die Entschädigung ist nach Billigkeit festzusetzen. Dabei sind das Ausmaß und die Schwere der psychischen und physischen Störungen, das Alter, die persönlichen Verhältnisse sowie das Maß der Lebensbeeinträchtigung zu berücksichtigen. Auf Seiten des Schädigers kann u.a. die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit als Bemessungsgrundlage dienen (BGH, NJW 93,1531). 

c) Konkret sind Gesichtspunkte zu berücksichtigen wie: die Dauer der Nichtbeschäftigung und die damit verbundenen Ausgrenzungen aus dem geschäftlichen Geschehen, die Anzahl der vergeblichen Klärungsversuche des Betroffenen, die vertragswidrige Beschäftigung. 




1.26 leitende Führungskraft
LAG BaWü
4 Sa 68/05
	Berufg
	LAG BaWü
leitende Führungskraft
	4 Sa 68/05
	12.06.2006

	
	Ref.: http://www.arbeitsgerichte.landbw.de__st_02.10.06_

	p15
a)

b)

p.16

bb)

p.17
(2)

p.18

(3)

p.20

(1)

p.22


	a) Gemäß  §  106  GewO  kann  der  Arbeitgeber  Inhalt,  Ort  und  Zeit  der  Arbeitsleistung nach  billigem  Ermessen  näher  bestimmen,  soweit  diese  Arbeitsbedingungen  nicht durch den Arbeitsvertrag, Bestimmungen einer Betriebsvereinbarung, eines anwendbaren Tarifvertrags oder gesetzliche Vorschriften festgelegt sind. Der Umfang des Direktionsrechts bestimmt sich vor allem nach dem Inhalt des Arbeitsvertrags. Daher berechtigt  das  Direktionsrecht  den  Arbeitgeber  grundsätzlich  nicht,  dem  Arbeitnehmer eine geringwertigere Tätigkeit als vertraglich vereinbart zu übertragen. Dies gilt nicht nur  deshalb,  weil  damit  regelmäßig  eine  Änderung  der  vertraglichen  Vergütung  verbunden  ist.  Auch  die  Art  der  Beschäftigung  kann  durch  das  Direktionsrecht  nur  im Rahmen der vertraglichen Vereinbarungen abgeändert werden. Der Arbeitgeber kann deshalb dem Arbeitnehmer auch dann keine niedriger zu bewertende Tätigkeit zuweisen,  wenn  er  die  höhere  Vergütung  fortzahlt,  die  der  bisherigen  Tätigkeit  entspricht (BAG, 30.08.1995 - 1 AZR 47/95 - und 24.04.1996 - 5 AZR 996/94 - AP Nr. 44 und 49 zu § 611 BGB Direktionsrecht; APS - Künzl, 2. Auflage, § 2 KSchG Rz 53).

b) Ist der Arbeitgeber berechtigt, dem Arbeitnehmer auch andere seinen Fähigkeiten und Kenntnissen entsprechende Aufgaben zu übertragen oder ihn an einen zumutbaren Arbeitsplatz oder Tätigkeitsort zu versetzen, berechtigt dies nicht zur Zuweisung einer geringwertigeren Tätigkeit, selbst bei gleich bleibender Vergütung. Zwar könnte die Regelung bei einer reinen Wortlautinterpretation noch dahingehend verstanden werden, dass dem Arbeitnehmer  auch  niedriger  bewertete  Aufgaben  übertragen  werden  können,  sofern diese nur seinen Fähigkeiten und Kenntnissen entsprechen. Behält  sich der Arbeitgeber die Umsetzung des Arbeitnehmers auf einen niedriger bewerteten Arbeitsplatz im Wege des Direktionsrechts vor, so greift er nachhaltig in das Verhältnis von Leistung und Gegenleistung ein. Ein solcher Vorbehalt müsste daher in den arbeitsvertraglichen Vereinbarungen einen deutlichen Niederschlag finden. 

bb) Die  Kriterien für die Bewertung einer Stelle betreffen  die  Größe  der  Organisationseinheit  (Personal und  Budget),  die  Entscheidungsspielräume des Stelleninhabers,  die  Einbindung in  die  Unternehmenshierarchie,  den  Umfang  der  Führungsverantwortung,  die Schwierigkeit der gestellten Aufgabe und die geforderte Qualifikation (sowie auch die Bedeutung der übertragenen Aufgabe). In welchem Maß die einzelnen Kriterien die jeweilige Stelle prägen, kann unterschiedlich aus- fallen. Hierbei kann ein niedrigerer Erfüllungsgrad bei einem Kriterium durchaus durch einen höheren Erfüllungsgrad bei einem anderen ausgeglichen werden.

(2) Die Bedeutung eines Projekts ist regelmäßig umso größer, je höher es hierarchisch eingeordnet ist

(3) Hieraus  soll  sich  nach  Auffassung  der Beklagten sodann im Einzelfall die Frage ergeben, ob das Projekt mit ausgestattet wird. Ist die Aufgabenstellung eines Projekts bzgl. personeller und sächlicher Mitteln so offen ausgestaltet, dass sich der Arbeitgeber noch keine Vorstellungen über die Erforderlichkeit von Sach- und Personalmitteln gemacht hat, so spricht dies eher für eine geringere Wertigkeit des Projekts

(1) In einem Großunternehmen ist davon auszugehen, dass der Personalbereich Schreiben in Personalangelegenheiten mit Bedacht formuliert.




	aa)

bb)

p.23


	aa) Im Sinne des § 253 Abs. 2 Ziff. 2 ZPO muss die Klageschrift u.a. einen bestimmten Antrag  enthalten.  Sinn  des  Bestimmtheitserfordernisses  ist  es,  die  erforderliche Klarheit  über  den  Umfang  und  die  Reichweite  der  begehrten  gerichtlichen  Entscheidung zu schaffen (vgl. nur Gift/Baur, Das Urteilsverfahren vor den Gerichten für  Arbeitssachen, Teil E Rz 298 mit  zahlreichen Nachweisen).  Bei einem  Leistungsantrag ist entscheidend, ob ein dem Antrag stattgebendes Urteil die begehrte  Leistung  so  genau  bezeichnet,  dass  der  Schuldner  ohne  weiteres  erkennen kann,  durch  welche  Verhaltensweise  er  dem  Urteilsspruch  nachkommen  kann. Das Urteil muss also einen vollstreckbaren Inhalt haben. Der Streit der Parteien darf  nicht  in  das  Vollstreckungs​verfahren  verlagert  werden  (vgl.  zuletzt  BAG, 10.05.2005, a.a.O., unter B I 2 a der Gründe).

Das  Bestimmtheitserfordernis  gilt  auch  für  Klagen,  mit  denen  der  Arbeitnehmer seine Beschäftigung beim Arbeitgeber erstrebt. Jedenfalls dann, wenn zwischen den Parteien die Beschäftigungsbedingungen im Streit sind, muss die gewünschte Beschäftigung nach Art, Zeit und Ort im Antrag bestimmt werden. Dies gilt so- wohl für Klagen auf erstmalige Einstellung (vgl. hierzu BAG, 01.10.1986 - 7 AZR 383/85  -  AP  GG  Art.  33 Abs.  2  Nr.  26)  als  auch  auf Weiterbeschäftigung  nach Ausspruch einer Kündigung (vgl. hierzu nur LAG Rheinland-Pfalz, 03.02.2005 – 2 Ta 23/05 - NZA-RR 2005, 550). So ist ein Antrag auf Weiterbeschäftigung „zu den bisherigen Arbeitsbedingungen“ jedenfalls dann unbestimmt, wenn zwischen den Parteien streitig ist, welche Arbeitsbedingungen vereinbart waren (vgl. Gift/Baur, a.a.O., Rz 83; Germelmann u.a. ArbGG, 5. Auflage, § 46 Rz 49; Dunkl u.a. Hand- buch des vorläufigen Rechtsschutzes, 3. Auflage, Teil B Rz 111).
bb)  Ein Antrag auf Beschäftigung auf einer bestimmten Führungsebene kann hinreichend bestimmt sein, auch wenn er weit gefasst ist. Hiernach hat der Kläger zwar keinen Anspruch auf Ausübung einer bestimmten Funktion, wohl aber auf eine Aufgabe, die der betreffenden Führungsebene  zugeordnet ist. Hierbei kann es sich um eine Linien-, Fach- oder Projektfunktion handeln. Die Aufgabe  muss  aber  in  jedem  Fall,  was  Qualifikation,  Verantwortung,  Entscheidungsspielräume,  hierarchische  Stellung,  Budget  und  Personalkompetenz  angeht, dieser Führungsebene zugeordnet sein.

Eine zu enge Auslegung des Bestimmtheitsgrundsatzes stünde nicht im  Einklang  mit  der  verfassungsrechtlichen  Wertentscheidung,  dass  der  Arbeitnehmer  nicht  nur  einen  Vergütungsanspruch,  sondern  auch  einen  Beschäftigungsanspruch  hat  (BAG,  10.11.1955  -  2  AZR  591/54;  BAG  27.02.1985  -  GS 1/84 - AP BGB § 611 Beschäftigungspflicht Nr. 2 und 14).





	a) Der  Schmerzensgeldanspruch wegen Verlet​zung  der Gesundheit ergibt sich aus  aus  §  280  Abs.  1  BGB  in  Verbindung  mit  §  253 Abs. 2, § 31 BGB. 

Soweit der Kläger eine Geldentschädigung wegen Verletzung seines Persön​lich​keits​rechts erstrebt, folgt der Anspruch aus § 823 Abs. 1 in Verbindung mit Art. 1 und 2 Abs. 1 GG, § 31, § 278 BGB (hierzu BGH, 01.12.1999 - I ZR 49/97 - NJW  2000,  2195;  zur  Unterscheidung  der  Anspruchsgrundlagen  vgl.  auch  Wickler, AuR 2004, 87). Nach der ständigen Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs (BGH,15.11.1994 - VI ZR 56/94 - NJW 1995, 861) setzt der Entschädigungsanspruch wegen Verletzung des Persönlichkeitsrechts voraus, dass ein schwerwiegender Eingriff in das allgemeine  Persönlichkeitsrecht  vorliegt  und  die  Beeinträchtigung  nicht  in  anderer Weise befriedigend ausgeglichen werden kann.
Bei Mobbing muss es sich um fortgesetzte, aufeinander aufbauende und ineinander greifende Verhaltensweisen handeln, die in ihrer Gesamtheit das allgemeine Persönlichkeitsrecht, die Ehre oder die Gesundheit des Betroffenen verletzen (vgl. nur BAG, 15.01.1997 - 7 ABR 14/96 - AP BetrVG 1972 § 37 Nr. 118). Unter den Begriff  „Mobbing“  lassen  sich  eine  Vielzahl  unterschiedlicher  Verhaltensweisen  im  Arbeitsleben subsumieren. Mobbing ist kein Rechtsbegriff, sondern ein Phänomen des Arbeitslebens,  das  je  nach  Sachverhalt  aufgrund  von  unterschiedlichen  Anspruchsgrundlagen Rechtsfolgen auslösen kann (LAG Schleswig-Holstein, 19.03.2002 - 3 Sa 1/02 -  NZA-RR 2002,  457,  Benecke,  NZA-RR 2003,  225;  vgl.  auch LAG Thüringen, 10.06.2004 - 1 Sa 148/01 - LAGE Art. 2 GG Persönlichkeitsrecht Nr. 8a). Die Kammer hält  es  daher für  geboten,  jeweils  aufgrund  des konkreten Sachverhalts zu  untersuchen, welche konkreten Verhaltensweisen einer Partei für sich betrachtet oder im Zusammenhang mit anderen Verhaltensweisen bestimmten Rechtsfolgen auslösen können.
b) Bei diesem Prüfungsmaßstab folgt der geltend gemachte Anspruch auf Schmerzensgeld  bzw.  Geldentschädigung  schon  daraus,  dass  die  Beklagte schuldhaft den Beschäftigungsanspruch des Klägers für die Dauer von mehr als zwei Jahren nicht erfüllt hat.

	


1.27 Auflösungsantrag: zusätzliche Gründe
BVerG
1 BvR 1944/01
	BVerG
Entsch
	BVerG.
Gründe für Kündigung und für Auflösungsantrag
	1 BvR 1944/01
	22.10.2004

	
	Ref.: http://www.bundesverfassungsgericht.de/entscheidungen/rk20041022_1bvr194401.html __st_08.10.06_

	Rn 26
	Es herrscht Einigkeit in Rechtsprechung und Literatur, dass eine Auflösung des Arbeitsverhältnisses nach § 9 KSchG nur ausnahmsweise in Betracht kommt und an die Auflösungsgründe strenge Anforderungen zu stellen sind. Zwar soll sich der Arbeitgeber zur Begründung seines Auflösungsantrags grundsätzlich auch auf solche Gründe berufen dürfen, mit denen er zuvor - erfolglos - die ausgesprochene Kündigung begründet hat. Der Arbeitgeber muss in diesen Fällen allerdings zusätzlich greifbare Tatsachen dafür vortragen, dass der Kündigungssachverhalt, obwohl er die Kündigung nicht rechtfertigt, gleichwohl so beschaffen ist, dass er eine weitere gedeihliche Zusammenarbeit nicht erwarten lässt. Während es für die Rechtswirksamkeit der Kündigung auf eine rückschauende Bewertung der vorgetragenen Kündigungsgründe ankommt, betrifft § 9 KSchG die künftige Gestaltung der Rechtsbeziehungen zwischen den Arbeitsvertragsparteien. Dabei dürfen nur solche Tatsachen berücksichtigt werden, die der darlegungspflichtige Arbeitgeber vorgetragen oder aufgegriffen hat (vgl. BAG, NZA 2003, S. 261 <262 f.>; BAGE 103, 100 <106>; von Hoyningen-Huene/Linck, Kündigungsschutzgesetz, Kommentar, 13. Aufl. 2002, § 9 Rn. 37 a m.w.N.).


1.28 Kündigung u. Auflösungsantrag
LAG Ba.-Wü
15 Sa 11/03
	Berufg
	LAG Ba.-Wü.
Kündigung u. Auflösungsantrag
	15 Sa 11/03
	28.04.2003

	
	Ref.: __st_02.10.06_
http://www.arbeitsgerichte.landbw.de/lag/home.nsf/showentdatum?Openform&Start=1&Count=1000&ExpandView&u

	p.6,  2. 

p.7   


p.7, 3.

p.9, III

p.10, 2. 
	2. Der Arbeitsplatz vor und nach der betriebsbedingten Kündigung muss beschrieben werden. 

Die relevante Unternehmensentscheidung muss verdeutlicht werden, sodass geprüft werden kann, on sie nicht offensichtlich unsachlich, unvernünftig oder willkürlich ist.

3.Der AG muss auch darlegen, weshalb der AN nicht auf einem anderen Platz eingesetzt werden kann.

III. Im Falle  einer unwirksamen außerordentlichen Kündigung kann nur  der AN einen Auflösungsantrag stellen (§13 Abs. 1 KSchG). Für eine Auflösung  des Arbeitsverhältnisses durch das Gericht müssen Gründe vorliegen, die eine den Betriebszwecken dienliche weitere Zusammenarbeit zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer nicht erwarten lassen.

2. Tatsachenbehauptungen sind, wenn sie nicht zutreffend sind, vom Gegner zu bestreiten.


Festsetzung eines Streitwerts
LAG Ba.-Wü.
3 Ta 159/06
	Beschluss
	Beschwerde zu Wertfestsetzungsbeschluss bzgl. Widerruf einer Abmahnung und Entfernung aus der Personalakte
	3 Ta 159/06
	07.09.2006

	
	Ref.: http://www.arbeitsgerichte.landbw.de__st_02.10.06_

	p.4

p.5

p.6
	Bei der Klage auf Herausnahme einer Abmahnung aus der Personalakte handelt es sich nach allgemeiner Überzeugung um einen vermögensrechtlichen Anspruch. Wenn es nicht um einen nicht vermögensrechtlichen Anspruch geht, für den § 48 Abs. 2 GKG maßgeblich ist, ist für die Bewertung im Rahmen des § 3 ZPO (§ 48 Abs. 1 GKG) ausschließlich das wirtschaftliche oder persönliche Ziel der das Verfahren einleitenden Partei maßgeblich. Auch der begehrte Widerruf der Abmahnung ist wie der Herausnahmeanspruch vermögensrechtlicher Natur.

Nach der Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts hat der Arbeitgeber im Rahmen seiner allgemeinen Fürsorgepflicht, auch soweit er Rechte ausübt, auf das Wohl und die berechtigten Interessen des Arbeitnehmers Bedacht zu nehmen. Er muss daher unter Umständen auch besondere Maßnahmen treffen, die die Entstehung eines Schadens und damit eine Beeinträchtigung des Fortkommens seines Arbeitnehmers verhindern können. Deshalb muss der Arbeitgeber im Rahmen seiner Fürsorgepflicht dafür Sorge tragen, dass die Personalakten ein richtiges Bild des Arbeitnehmers in dienstlichen und persönlichen Beziehungen vermitteln (vgl. BAG, Urteil vom 27. November 1985 - 5 AZR 101/84 - AP Nr. 93 zu § 611 BGB Fürsorgepflicht). 

Ausgehend von diesen Umständen ist also zu prüfen, welche Nachteile dem Kläger erwachsen, wenn das fragliche Schriftstück noch für einen längeren Zeitraum in der Personalakte verbleibt. Dabei spielt eine entscheidende Rolle, ob dem Leser der Personalakte ein unrichtiges Bild der Leistungsstärke des AN hervorgerufen wird, das sein berufliches Prestige in Frage stellt und den AN mit einem persönlichen Makel verbindet. 

Es ist ein beachtliches Interesse des Klägers an der inhaltlichen Richtigkeit der Abmahnung anzuerkennen und dass er auch die aus der Aufstellung der Behauptung selbst herrührende Beeinträchtigung beseitigen möchte. Denn dem Arbeitgeber bliebe es ja unbenommen, die nach der Behauptung des Klägers unrichtigen Vorwürfe anderweitig zu verbreiten oder zu dokumentieren. Das berufliche Ansehen des Klägers in der Betriebsöffentlichkeit ist nur dann wiederhergestellt, wenn er auf eine entsprechende Erklärung des Arbeitgebers verweisen kann. 


Ersatz des Steuerschadens
BAG
8 AZR 488/01
	Rev.
	Anspruch auf Ersatz des Steuerschadens, Ausschlussfrist
	8 AZR 488/01
	20.06.2002

	
	Ref.: http://www.bundesarbeitsgericht.de/__st_02.10.06_

	Ziff. 53

Ziff.65
	Der Anspruchsberechtigte muss den Steuerschaden nach Erhalt seines Steuerbescheids geltend machen und muss Ausschlussfristen wahren. 

Ggf. muss er Zahlungsklage erheben, und zwar innerhalb von 4 Wochen nach Erhalt der Mitteilung des Schuldners, dass er die Zahlung ablehnt


1.29 Auflösungsantrag des AG
BAG
2 AZR 240/01
	Rev.
	Auflösungsantrag des AG - Verwertungsverbot
	2 AZR 240/01
	10.10.2002

	
	Ref.: http://www.bundesarbeitsgericht.de/__st_02.10.06_

	Rn 31

Rn 38
	Das erkennende Gericht muss prüfen, ob der AG die Zerrüttung nicht durch geeignete und zumutbare Maßnahmen (Konfliktmanagement)  hätte vermeiden könne
Der AG muss auf die Mitarbeiter einwirken und für ein möglichst spannungsfreies Zusammenwirken zum Wohle des Betriebs sorgen


Gleichbehandlung - Gehaltserhöhung
BAG
5 AZR 682/03
	Rev.
	Gleichbehandlung - Gehaltserhöhung
	5 AZR 682/93
	15.11.1994

	
	Ref.: http://www.lexrex.de/rechtsprechung/innovativ/ctg1086615593724/1681.html__st_02.10.06_

	p.1, 1.

p.1, 2.

p.2, 1.
	1.Der arbeitsrechtliche Grundsatz der Gleichbehandlung gilt für freiwillige Gehaltserhöhungen, soweit der Arbeitgeber dabei nach abstrakten Regeln verfährt.

2. Der Grundsatz der Gleichbehandlung verpflichtet den Arbeitgeber nicht, abstrakte Regeln für Gehaltserhöhungen aufzustellen; er kann individuelle Gesichtspunkte, zum Beispiel die Gehaltsdifferenz zu anderen vergleichbaren Mitarbeitern, berücksichtigen.

1.Der arbeitsrechtliche Gleichbehandlungsgrundsatz verbietet sowohl die sachfremde Schlechterstellung einzelner Arbeitnehmer gegenüber anderen Arbeitnehmern in vergleichbarer Lage als auch die sachfremde Differenzierung zwischen Arbeitnehmern in einer bestimmten Ordnung. Eine Gruppenbildung muß sachlichen Kriterien entsprechen. Sachfremd ist eine Differenzierung, wenn es für die unterschiedliche Behandlung keine billigenswerten Gründe gibt (BAG AP Nr. 18 zu § 1 BetrAVG Gleichbehandlung). ...Nach ständiger Rechtsprechung des BAG seit dessen Urteil vom 13.9.1956 (BAG AP Nr. 3 zu § 242 BGB Gleichbehandlung mit Anmerkung G. Hueck) verbietet der arbeitsrechtliche Gleichbehandlungsgrundsatz dem Arbeitgeber, einzelne Arbeitnehmer oder Arbeitnehmergruppen von einer allgemeinen begünstigenden Regelung willkürlich, d. h. ohne Vorliegen sachlicher Gründe, auszunehmen. Liegt ein sachlicher Grund nicht vor, so kann der übergegangene Arbeitnehmer verlangen, nach Maßgabe der allgemeinen Regelung behandelt zu werden (BAG AP Nr. 76 zu § 242 BGB Gleichbehandlung).

a) Im Bereich der Arbeitsvergütung wendet das BAG den arbeitsrechtlichen Gleichbehandlungsgrundsatz jedenfalls insoweit an, als es sich um freiwillige Lohnerhöhungen - oder die gleichgelagerte Frage des Verzichts des Arbeitgebers auf eine mögliche Anrechnung übertariflicher Lohnbestandteile auf eine Tariflohnerhöhung - handelt (so schon BAG AP Nr. 15 zu § 242 BGB Gleichbehandlung mit Anmerkung G. Hueck). Dies betrifft nicht nur die Fälle, daß ein Arbeitgeber einer den Gesamtbereich des Arbeitslebens erfassenden Lohnwelle bei einer Mehrzahl seiner Arbeitnehmer Rechnung trägt (BAG AP Nr. 15 zu § 242 BGB Gleichbehandlung). Auch in unterschiedlichen, u. a. nach Leistungsgesichtspunkten bemessenen Lohn- oder Gehaltserhöhungen kann angesichts des Anstiegs der Preise und Gehälter in den Erhöhungsbeträgen eine lineare Komponente enthalten sein; jedenfalls von einem derartigen Grundbetrag darf der Arbeitnehmer nur unter Beachtung des arbeitsrechtlichen Gleichbehandlungsgrundsatzes ausgeschlossen werden (grundlegend: BAG AP Nr. 36 zu § 242 BGB Gleichbehandlung mit Anmerkung G. Hueck).

In der Rechtsprechung wird ständig davon ausgegangen, daß der Gleichbehandlungsgrundsatz auch auf freiwillige Gehaltserhöhungen anzuwenden ist, soweit sie auf einer Regelung des Arbeitgebers beruhen (BAG AP Nr. 40, 42, 44 und 51 zu § 242 BGB Gleichbehandlung). Dieser Rechtsprechung liegt die Wertung zugrunde, daß der Arbeitgeber an eine von ihm selbst gesetzte, aus seinem tatsächlichen Verhalten erkennbare Regel in der Weise gebunden ist, daß er nur aus sachlichen Gründen von ihr abweichen darf . Eine solche Regelhaftigkeit braucht andererseits nicht das Verhalten des Arbeitgebers zu einer bestimmten Frage insgesamt zu bestimmen, sondern es kann sich auch auf einen Teil der Entscheidung beschränken oder als einzelne Komponente nur einen bestimmten Teil der Entscheidung erfassen (BAG AP Nr. 76 zu § 242 BGB Gleichbehandlung).

b) Ein Leistungsanspruch aus dem Gleichbehandlungsgrundsatz kann bei Gehaltserhöhungen nur insoweit entstehen, als sich im tatsächlichen Verhalten des AG gegenüber andern AN eine Regelhaftigkeit feststellen lässt.


Direktionsrecht
BAG
1 AZR 47/95
	Rev.
	Direktionsrecht
	1 AZR 47/95
	30.08.1995

	
	Ref.: BAG, Poststelle__st_02.10.06_

	p.6

II. 1.

p.9, b)
	Verfügt der AG unter Berufung auf sein Weisungsrecht eine Änderung der Arbeitsbedingungen, insbesondere eine Umsetzung, kann sich der Arbeitnehmer nach ständiger Rechtsprechung hiergegen mit einer Feststellungsklage wenden. An der Feststellung des Inhalts der zu erbringenden Arbeitsleistung besteht bei entsprechendem Streit der Parteien regelmäßig ein rechtliches Interesse, §256 ZPO

1. Das Direktions- oder Weisungsrecht erlaubt es dem AG, die Einzelheiten der vom AN zu erbringenden Arbeitsleistungen einseitig zu bestimmen, soweit diese nicht anderweitig geregelt sind. Sein Umfang bestimmt sich vor allem nach dem Inhalt des Arbeitsvertrages.

b) Das allgemeine Direktions- oder Weisungsrecht berechtigt den AG grundsätzlich nicht, dem AN Tätigkeiten einer niedrigeren Vergütungsgruppe zu übertragen. Das gilt nicht nur deshalb nicht, weil damit regelmäßig eine Änderung der vertraglich zugesagten Vergütung verbunden ist. Auch die Art der Beschäftigung kann durch das allgemeine Direktionsrecht nicht unbegrenzt abgeändert werden. Zwar ist bei entsprechender Fassung des Arbeitsvertrages die Übertragung unterschiedlicher Tätigkeiten kraft Weisung zulässig. Voraussetzung ist aber, dass diese als gleichwertig anzusehen sind. Die Gleichwertigkeit bestimmt sich mangels anderer Anhaltspunkte grundsätzlich aus der auf den Betrieb abgestellten Verkehrsauffassung und dem sich daraus ergebenden Sozialbild. Bei Anwendung eines tariflichen Vergütungsgruppensystems orientiert sie sich zwar in der Regel an diesem System, sie wird aber nicht allein durch die Vergütung hergestellt. Das Arbeitsverhältnis genießt Bestandsschutz auch gegen eine inhaltliche Änderung der Tätigkeit. Der Arbeitgeber kann deshalb dem Arbeitnehmer auch dann keine niedriger zu bewertende Tätigkeit zuweisen, wenn er dennoch die höhere Vergütung zahlt, die der bisherigen Tätigkeit entspricht.


1.30 Helen Green at Deutsche Bank / City of London
2006 EWHC 1898
UK, Royal Courts


	Urteil
	Großbritannien, Royal Courts of Justice:
Helen Green at Deutsche Bank Group / City of London
	2006 EWHC 1898 (QB)
Case No: TLQ/05/0753
	01.08.2006


	
	Ref.: Google: Helen Green Deutsche Bank 
oder vollständ. Urteil:
 http://www.hmcourts-service.gov.uk/HMCSJudgments/View.do?id=4474&index=1&maxIndex=199&searchSimple=&searchSimpleWordType=&searchDateFrom_dd=&searchDateFrom_mm=&searchDateFrom_yyyy=&searchDateTo_dd=&searchDateTo_mm=&searchDateTo_yyyy=&searchCourtId=&searchJudgeId=&ascending=&maxResults=__st_02.10.06_

	
	Wegen zu unentschlossenem Eingreifens der Vorgesetzten wird die Deutsche Bank Group verurteilt
zu    € 1165000, Schadensersatz und zwar
        €    50000 Schmerzensgeld,
        €    35000 Nachteil auf dem Arbeitsmarkt,
        €  180000 entgangenes Einkommen
        €  900000 künftig entgangenes Einkommen einschl. Pension 


Veröffentlichte Urteile (Kurzfassungen)

Es folgen Urteile, deren Kurzfassung gefunden wurde.

	1.31 Mobbing im Focus der Rechtsprechung
.
.


Ref.: Der Personalrat 9/04__st_02.10.06_

	p.330
	AG-Pflichten: allg. Persönl.recht, Organisationspflicht, Schutz vor Diskrimin u. Gesundheitsgefahren

	1.32 Schadensersatzansprüche bei Mobbing
.
.


Ref.: Rechtsprechung AuR 12/2004__st_02.10.06_

	p474
	Persönl.recht ist deliktisch

	1.33 Rechtsprechung zu Mobbing / Bossing
.
.

Ref.: www.palm-bonn.de/seite121.htm, __st_02.10.06_

	p13
	Fürsorgepflicht: Einschreiten des AG

	1.34 Pflichten des AG
.
.

Ref.: Arbeitsvertragsrecht, NZA-RR, Heft 1/2005__st_02.10.06_

	p13
	Fürsorgepflicht: Pflichten des AG zum Persönl.recht 

	p16
	Mobbing-Verhalten muss gegenüber dem Üblichen abgegrenzt werden

	p17
	Mobbing nur bei verwerfl. Motivation, kein Mobbing: typ. Konfliktsituation

	p18
	ärztl. Attest: Bewertung

	1.35 Rückkopplung bei Fehlleistungen
ArbG Frankfurt
9 Ca 5855/02


Ref.: www.fairness-stiftung.de__st_02.10.06_

	
	Pflicht des AG zur konstruktiven Rückkopplung bei Fehlleistungen

	1.36 Prestige-Verlust unzumutbar
ArbG Frankfurt
9 Ca 5463/02

Ref.: www.fairness-stiftung.de: ArbG Frankfurt 7/17 Ca 2936/02 sowie 9 Ca 5463/02__st_02.10.06_

	
	Prestige-Verlust unzumutbar

	1.37 Direktionsrecht: Darlegungspflicht
LAG Berlin
16 Sa 2280/03

Ref.: www.rechtscentrum.de __st_02.10.06_

	
	konkrete Darlegungspflicht bei behaupteter Überschreitung des Direktionsrechts

	1.38 Neue Rechte bei Mobbing
.
.


Ref.: www.arbeit-und-arbeitsrecht.de __st_02.10.06_

	
	Schmerzensgeld, wenn AG nicht alles tut, um Gesundheitsverletzungen zu verhindern

	1.39 Degradierung: Schmerzensgeld
ArbG Lübeck u. 
LAG Thüringen 


Ref.: www.konfliktfeld-pflege.de,– ArbG Lübeck 2 Ca 1850b/00  u. 
LAG Thüringen 5 SA 102/2000__st_02.10.06_

	
	Schmerzensgeld bei degradierenden und beleidigenden Handlungen 

	1.40 Fürsorgepflicht: Gesundheit
LAG Thüringen
1 SA 148/01


Ref.: http://www.assistent-online.de/, http://www.landesarbeitsgericht.thueringen.de__st_02.10.06_

	P7
	Pflicht des AG, die Gesundheit des AN zu achten (Treue- u. Fürsorgepflicht)

	P8
	Mediation wichtig

	p87
	Freistellung hat Persönl.keitsrecht verletzt, war aber kein Mobbing

	p91
	mediz. Gutachten war ergebnisorientiert

	1.41 Abmahnung u. Persönlichkeitsrecht
LAG Köln
Sa 1014/97

Ref.: http://www.felser.de __st_02.10.06_

	p5
	auch unzutreffende Abmahnungen verletzen nicht das Persönl.recht, sofern sie nach Form u. Inhalt sachlich gehalten sind. 

	p6, p7
	AG verletzt nach BGB §242 die Fürsorgepflicht, wenn er einem Arbeitnehmer grundlos Nachteile  zufügt oder ihn der Gefahr eines Schadens aussetzt. Dies begründet den Anspruch auf Entfernung der Abmahnung aus der Personalakte, verletzt jedoch für sich genommen noch nicht das allg.Persönl.keitsrecht. 

Das allg. Persönl.rechts ist erst durch einen darüberhinaus gehenden Eingriff in die Rechte des Arbeitnehmers verletzt. Dies ist durch eine Güterabwägung abzuklären.

	1.42 Zurückbehaltungsrecht
LAG Frankfurt
7 Sa 535/97

Ref.: http://www.felser.de __st_02.10.06_

	p5
	nur bewußte und nachhaltige Arbeitsverweigerung hat Folgen

	p6
	Zurückbehaltungsrecht, wenn Beklagte auf Verletzung der Fürsorgepflicht aufmerksam gemacht wurde

	1.43 Schadensersatz bei Unwahrheit
LAG Hamm
8 Sa 878/00

Ref.: http://www.felser.de__st_02.10.06_

	p4
	Schadensersatz, wenn jemand der Wahrheit zuwider eine Tatsache behauptet, die geeignet ist, Nachteile für sein Fortkommen  herbeizuführen

	p5
	Beweislast-Umkehr bei "negativer Tatsache": (= Bestreiten eines behaupteten Tatbestands). Der behauptende Beklagte muss den Tatbestand substanziieren.

	p8
	Die Feststellung der Schadensersatzpflicht  für künftige Schäden ist gerechtfertigt

	1.44 Chance zur Verhaltensänderung
LAG Sachsen-Anh.
9 Sa 473/99

Ref.: http://www.felser.de__st_02.10.06_

	p3
	Der Arbeitgeber muss dem Arbeitnehmer die Chance zur Verhaltensänderung geben

	1.45 Qualifikationswidr. Arbeit
ArbG Lübeck 
2 Ca 1850b/00

Ref.: http://www.ra-kotz.de/mob3.htm / __st_02.10.06_

	p7
	Schmerzensgeldanspruch kommt wegen Gesundheitsverletzung u. wegen  Verletzung d. allg. Persönlichkeitsrechts in Betracht, wenn der Nachweis entsprechender systematischer Handlungen erbracht werden kann 

	p8
	kein Anspruch auf Schmerzensgeld, wenn die Beeiträchtigung durch eine Ehrverletzung (Abmahnung) auf andere Weise beseitigt werden kann (Entfernen d. Abmahnung aus Personalakte)

	p10
	diverse Schadensersatz-Gründe, u.a. Zuweisen von Arbeit geringerer Qualität


Fachkommentare zur Rechtsprechung

Nachfolgend werden Kernsätze aus veröffentlichten Fachkommentaren herausgegriffen und interpretiert (Fehlinterpretation vorbehalten).

Im Haupttext (Kap. 1 bis 6) wird querverwiesen: von //39//==> auf /01/ und von //41//==> auf /02/, 
In der Zeile, auf die verwiesen wird, ist in der 2. Spalte ein entsprechender Eintrag angebracht

	lfd Nr.
	Typ
	Titel
	Datum
	Quelle (Zeitschrift)

	
	Urteil.-Kurzfass.
	Mobbing im Focus der Rechtsprechung
	9/04
	Der Personalrat 

	//39//

1.46 Übersicht der Gesetzeslage u. Rechtsprechung: 
Fairness-Stiftung
.
 

Leitsätze Thüringer LAG (5 Sa 403/00)

	
	Ref.: http://www.fairness-stiftung.de/Gesetzeslage.htm__st_02.10.06_

	1.47 Übersicht der Gesetzeslage u. Rechtsprechung
Euro-Antimobbing
.


Ref.: http://www.euro-antimobbing.org/__st_02.10.06_

	p21
	zum ArbSchG §21: Mobbing verstößt u.a. gegen die Pflicht des AG zur Gewährleistung einer menschengerechten Arbeitsorganisation

	1.48 Thüringer Mobbing-Urteil
RA Rumke
.


Ref.: www.fachanwalt-arbeitsrecht.de/urteil-mobbing1.htm__st_02.10.06_

	p1
	Leitsätze sind allg. rechtsverbindl. Grundsätze:  SA 403 / 2000 Thür. LAG

	p2
	typ. Mobbing-Verhaltensweisen: Beweisnot ist auszugleichen

	1.49 Mobbing und Konflikte am Arbeitsplatz
.
.


Ref.: DGB-Informationen zur Angestelltenpolitik 03/97__st_02.10.06_

	p1
	Die Degradierung eines Mobbing-Betroffenen gemäß Leymann-Kriterien sind unzulässig

	p1
	IV)  Die 45 Mobbing-Handlungen nach Leymann

	1.50 Mobbing: Rechte des Betroffenen
.
.


Ref.: www.hensche.de/Rechtsanwalt_Arbeitsrecht_Handbuch_Mobbing_Rechte.html__st_02.10.06_

	p1
	Einzelne Mobbing-Tatbestände wie Beleidigung sind häufig bereits für sich genommen rechtswidrig 

	1.51 Mobbing u. betriebl. Handlungsmöglichkeiten

.


Ref.: www.mobbing-net.de/body_ betriebl__handlungsmoglichkeit.html__st_02.10.06_

	p1
	Typischer Mobbing-Verlauf 

	1.52 Weiterbildung: Beraten bei Mobbing im Betrieb

.


Ref.: www.mobbing-net.de/body_weiterbildung.html__st_02.10.06_

	p1
	Weiterbildungsveranstaltungen zum Anti-Mobbing Berater 

	1.53 Mobbing macht Unternehmen fertig
Verlag f. die Dt. Wirtschaft AG

Ref.: www.vnr.de/vnr/pressemeldungen/presse_05586.html__st_02.10.06_

	p1
	Arbeitgeber muss einschreiten, sonst macht er sich strafbar 

	1.54 Rechte des Arbeitnehmers
Brennpunkt: Mobbing
.

Ref.: www.arbeitsrechtslinie.de/Aktuell/Mobbing/mobbing.html __st_02.10.06_

	p1
	AG muss bei Konflikten eingreifen

	1.55 Arbeitgeber-Pflichten bei Mobbing
Anderfuhr&Buschmann
.


Ref.: www.anderfuhr-buschmann.de__st_02.10.06_

	p1
	Fürsorgepflicht: u.U. auch Maßnahmen, die die Entstehung eines Schadens für das Fortkommen verhindern

	p2
	allg. Persönlichkeitsrecht: Achtung  des Ansehens, der sozialen Geltung und des berufl. Fortkommens

	1.56 Möglichkeiten für Mobbing Betroffene
MacKenzie
.


Ref.: Dr. Peter MacKenzie: Arbeitsrecht__st_02.10.06_

	p1
	Hilft der AG der Beschwerde nicht ab, kann der AN Klage erheben

	p2
	§ 75  BetrVG definiert betriebl. Überwachungspflichten von AG und BR. Dies begründet Rechtsansprüche des AN 

	p3
	§ 75 BetrVG u. § 823 BGB begründen bei Pflichtversäumnis Schadensersatzansprüche des AN gegen BR-Mitglieder 

Nach §1004 BGB analog kann vom Verursacher verlangt werden, ehrverletzende Erklärungen zu widerrufen und eine entsprechende strafbewehrte Unterlassungserklärung oder Widerrufserklärung abzugeben. Bei konkreter Gesundheitsverletzung ist auch eine Schadenseratzklage gemäß §823 BGB denkbar

	1.57 Betriebsratsarbeit: Mobbing . was tun?
.
.


Ref.: Arbeitsrecht im Betrieb 2/2004__st_02.10.06_

	p91
	4 typ. Phasen des Mobbing-Verlaufs
Handlungsmöglichkeiten für Betriebsräte

	p105
	Übersicht der Rechtsprechung.
Mobbing-Tatbestand: Bagatell-Serienabmahnungen
AG muss unbillige psychische Belastungen unterlassen

	1.58 Karriere-Journal
.
.


Ref.: www.job.de/content/journal/recht/archiv1/ar-18-02-02.html__st_02.10.06_

	p1
	Arbeitgeber muss Mobbing unterbinden. Entschuldigung entlastet Arbeitgeber jedoch.

	1.59 Arbeitsvertrag / Arbeitsplatzbeschreibung
.
.


Ref.: www.mobbing-zentrale.com/htmltonuke.php?filnavn=urteil2.html
__st_02.10.06_

	1.60 Zur deutschen Rechtsprechung bzgl. immateriell. Schadensersatz
.


Ref.: www.cis-legal-reform.org__st_02.10.06_
(www.google.de/search?hl=de&q=law+reform+transition+deppe+zur+deutschen&meta=:)

	p9
	das Allg. Persönlichkeitsrecht ist gegen Ehrverletzungen geschützt. Bei schweren Persönl.verletzungen, wenn nicht anders wieder gutzumachen: Schadensersatz. Bei Verleumdung: Beweislastumkehr 

	1.61 Nebenpflichten von AG u. AN
Prof. v. Stebut
.

Ref.: www.tu-berlin.de/~ifr1/art8.htm __st_02.10.06_

	p2
	Verschwiegenheitspflicht des Arbeitnehmers, wenn kein berechtigtes Interesse an Mitteilung besteht

	p7
	Fürsorgepflicht: Schutz- und Förderungspflicht

	1.62 Das neue Schadensersatzrecht, 2002
Bollweg & Hellmann
.


Ref.: Bollweg & Hellmann, (Justizministerium), Recht u. Praxis im Zivilrecht, , ISBN 3-89817-136-1__st_02.10.06_

	p104, p115
	§253 alte vs. neue Fassung, §847 aufgehoben

	p339ff
	Bundesregierungs-Entwurf: Neuregelung des Anspruchs auf Ersatz von Nichtvermögensschäden

	p374, p380
	Bundesrat: Kommentar zum Wegfall von §847, Erwiderung BRegierung

	1.63 Schmerzensgeld bei Mobbing
Freshfields et. al.
 .


 Ref.: Freshfields Bruckhaus Deringer, Arbeitsrecht: Briefing 9 / 2003__st_02.10.06_

	p2
	§253 neu: AG haftet bei Verletzung der vertragl. Fürsorgepflicht (Schutzmaßnahmen) und ist zum Einschreiten verpflichtet

	1.64 Schmerzensgeld bei Mobbing 
Richter Jaeger & Luckey
.



Ref.: ZAP Nr.21 vom 3.11.2004, Jaeger / Luckey (Vors. Richter OLG / Richter)__st_02.10.06_

	p1186
	Mobber haften wegen Verletzung des allg. Persönlichkeitsrechts

	p1190-1191
	Bemessungsmaßstäbe für Schmerzensgeld bei Mobbing, 
bei Dauerschäden  > 10.000 €, u.a. wirtschaftl. Verhältnisse des Schädigers relevant

	p1192
	bei Schmerzensgeldklagen ist ein unbezifferter Antrag zulässig, Gericht kann Vorgaben des Klägers überschreiten

	1.65 Schmerzensgeld, ZAP Verlag 2005
Richter Jaeger & Luckey
.



Ref.: ZAP Verlag, Jaeger / Luckey  2. Auflage, 2005, ISBN 3-89655-170-1__st_02.10.06_

	p8
	§§ 249, 253: bei immateriellen Dauerschäden sollten die Schmerzensgeldbeträge künftig nicht wie bisher zu niedrig ausfallen

	p9ff
	§253 n.F. Schmerzensgeld jetzt nicht nur bei unerlaubter Handlung, sondern auch bei bloßer Vertragsverletzung

	p13
	bei behaupteter Verletzung von §253, Abs 2 obliegt dem Schädiger ggf. die Beweislast für sein Nichtverschulden

	p58-p60
	Neuere Entwicklungen zu höherem Schmerzensgeld: Besonderheiten des Einzelfalles sind zu berücksichtigen u. die Schmerzensgeldbemessung transparent zu machen

	p62-p74
	Verletzung mehrerer Rechtsgüter durch Mobbing, u.a. Merkmale nach Grünwald/Hille

	p62
	da Gesundheitsbeeinträchtigung für den Betroffenen schwer nachzuweisen ist, ist es praktischer, auf die allg. Persönl.verletzung abzustellen

	p66
	Eine Mobbing-Klage erfordert eine sehr sorgfältige Substantiierung, da die kumulative Wirkung der z.Teil unbedeutenden Einzelereignisse nachzuweisen ist

	1.66 Handlungsmöglichkeiten des Betriebsrates
.
.


Ref.: www.konfliktfeld-pflege.de/dateien/text/mobbing/mob4.html__st_02.10.06_

	p2
	bei "Bossing": entschiedenes Vorgehen empfehlenswert  

	1.67 "Mobbing am Arbeitsplatz"
BMWA
.

Ref.: www.bmwa.bund.de/Navigation/Arbeit/Arbeitsrecht/mobbing,did=20670.html__st_02.10.06_

	p5
	Widerruf ehrverletzender Äußerungen kann verlangt werden

	1.68 Massenmedien u. Persönlichkeitsrecht
.
.


Ref.: www.jurawelt.com/literatur/bgb/5055__st_02.10.06_ (Rezension, Hinweis auf Bezugsquelle für Originaltext) C.Erlanger (Dissertation 2001): Die Gewinnabschöpfung bei  Verletzung des allg. Persönl.rechts

	p19f im O.
text
	Entwickl. der Rechtssprechung zur Persönlichkeitsschutze, u.a. durch BGH,
Bezug auf GG, Art.1 u.2, 
allgemeingültige Kriterien zur Schadensersatz-Bemessung bei Verfolgung kommerzieller Ziele

	1.69 Üble Nachrede
.
.


Ref.: http://www.fairness-stiftung.de/UebleNachrede.htm __st_02.10.06_

	p1
	§186 ist erfüllt, bei
1.) nachweisl. Falschheit der behaupteten Tatsachen 
2.) benennbarem Urheber (der die Behauptung als wahr annimmt)
3.) negativen Folgen für den Betroffenen durch die Nachrede in der öffentl. Meinung 

	1.70 Üble Nachrede und Verleumdung: Fallbeispiele
.
.


Ref.: http://www.lehrer-online.de/recht __st_02.10.06_

	p2
	Bei übler Nachrede wird der Betroffene in der öffentl. Meinung herabgewürdigt.

	1.71 Schmerzensgeldansprüche
Zimmerling
.


Ref.: www.zimmerling.de/veroeffentlichungen/volltext/kuendigungsschutzklage-und-schmerzensgeldklage.htm
__st_02.10.06_

	p1
	Schmerzensgeldanspruch kann wegen Verletzung der Fürsorgepflicht und Persönl.keitsverletzungen im Rahmen einer unbilligen Kündigung entstehen, u.a. durch  psychische Gesundheitsbeeinträchtigungen
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